
Kein Pausenbrot, fehlendes Ar-
beitsmaterial, nicht genug Geld für 
den Ausflug, keine Sportkleidung 
– nur Indizien zwar, aber dafür 
deutliche. Laut Ergebnis des jüngs-
ten UNICEF-Berichtes zur Lage der 
Kinder in Deutschland beobachten 
Lehrkräfte immer häufiger Anzei-
chen von Armut, inbesondere an 
Förder-, Gesamt-, Haupt- und Re-
alschulen. Während die meisten 
Jungen und Mädchen hierzulande 
gesund und sicher aufwachsen, 
begleitet demnach Geldnot mehr 
als 1,3 Millionen Heranwachsende 

durch ihre Kindheit. Familien entwi-
ckeln oft „Strategien“, um dem Stig-
ma Armut zu entgehen: die Krank-
meldung kurz vor dem Schulausflug 
etwa oder die Absage zur Geburts-
tagseinladung. Schon in jungen Jah-
ren wird so die Trennung zwischen 
Arm und Reich spürbar.  Arm zu sein 
ist eine Bürde. Und wer eine Last 
trägt, ist langsamer als andere. Das 
ist nicht nur verhängnisvoll für jedes 
arme Kind, sondern perspektivisch 
auch für unsere Gesellschaft, die gut 
ausgebildete Menschen braucht. 
Auf die ungleichen Zukunftschan-

cen von Kindern braucht es zeitnah 
politische Antworten. Nicht zuletzt 
deshalb, weil Deutschland die UN-
Kinderrechtskonvention ratifiziert 
hat, die ein Recht auf Teilhabe ga-
rantiert. Macht Schluss mit dem be-
schämenden Zustand! Es ist höchste 
Eile, wesentliche Vorhaben aus dem 
Koalitionsvertrag umzusetzen. Dazu 
gehören eine echte Kindergrundsi-
cherung, aber auch mehr Geld für 
die Ganztagsbetreuung und die 
Kinderrechte ins Grundgesetz. 

 Michaela Engelmeier
 SoVD-Vorstandsvorsitzende 
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Zu hohes Bürgergeld, zu niedrige Löhne? SoVD verurteilt politische Neiddebatte

Auf dem Rücken der Ärmsten
Wegen der Inflation steigen 

die Regelsätze beim Bürgergeld 
ab 2024 um rund zwölf Prozent. 
Angesichts hoher Sozialleistun-
gen, warnte CDU-Chef Friedrich 
Merz, würde sich Arbeit künftig 
nicht mehr lohnen. Als falsch 
und unangemessen bewertet 
der SoVD eine solche von Neid 
getriebene Debatte. Laut der 
Vorstandsvorsitzenden Michae-
la Engelmeier müsse vielmehr 
der Mindestlohn steigen, damit 
die Menschen nicht trotz Arbeit 
am Existenzminimum kratzen.

Laut einer Verordnung des 
Bundessozialministeriums dür-
fen Bezieher*innen von Bür-
gergeld (ehemals Hartz IV) zum 
kommenden Jahr mit deutlich 
mehr Geld rechnen. Nach ei-
nem Zuwachs von 61 Euro liegt 
der Satz für Alleinstehende ab 
Januar dann bei 563 Euro;  Er-
wachsene in einer Partnerschaft 
bekommen nach einem Plus von 
55 Euro künftig 506 Euro.

Grundlage für diese auf den 
ersten Blick beachtliche Erhö-
hung ist der politische Wille, 

die zuletzt enorm gestiegene 
Inflation schneller und besser 
bei den Regelsätzen abzubilden. 
Dass soll die Kaufkraft der Men-
schen erhalten, die auf Leistun-
gen der Grundsicherung ange-
wiesen sind. 

Höhere Sätze auch bei 
Grundsicherung im Alter

Von den höheren Regelsät-
zen profitieren nicht nur Per-
sonen, die Bürgergeld erhalten, 
sondern darüber hinaus weit 
mehr als eine Million Men-

schen, deren Rente nicht zum 
Leben reicht und die mithilfe 
von Leistungen der Grundsi-
cherung im Alter und bei Er-
werbsminderung aufstocken 
müssen. Sie sind nach Überzeu-
gung der SoVD-Vorstandsvor-
sitzenden Michaela Engelmei-
er von der Inflation besonders 
betroffen, da sie einen größe-
ren Anteil ihres Einkommens 
für Lebensmittel und Energie 
ausgeben müssen. Durch die 
nun beschlossene Anhebung, 

Statt verantwortungsvoll Politik zu machen, zetteln einzelne Abgeordnete eine Diskussion darüber an, ob sich Arbeit noch lohnt.
Foto: kavunchik / Adobe Stock
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Fristgerecht gibt der Bun-
desvorstand des Sozialver-
band Deutschland e. V. (SoVD) 
die Tagesordnung der 23. or-
dentlichen Bundesverbands-
tagung bekannt. 

Die BVT findet unter dem 
Motto „Gemeinsam gegen 
einsam“ vom 9. bis zum 12. 
November 2023 im Hotel 
Pullman Berlin Schweizerhof, 
Budapester Straße 25, 10787 
Berlin, statt. 

Vor Eintritt in die Tagesord-
nung gedenken die Anwesen-
den der im Berichtszeitraum 
Verstorbenen.

Tagesordnung

I. Öffentlicher Teil
Eröffnung des öffentlichen 
Teils der BVT 2023 mit Gruß-
worten

Tagesordnung 23. ordentliche Verbandstagung 
II. Nichtöffentlicher Teil

TOP 01
Begrüßung durch den Präsiden-
ten Alfred Bornhalm und Fest-
stellung der Beschlussfähigkeit

TOP 02
Annahme der Tagesordnung

TOP 03
Verabschiedung der Geschäfts- 
und Wahlordnung

TOP 04
Wahl des Tagungspräsidiums

TOP 05
Bestätigung der Kommissionen
 a)  Mandatsprüfungs- und 

Wahlkommission
 b)  Antragskommission für 

Satzungs- und Organisati-
onsfragen

 c)  Antragskommission für So-
zialpolitische Fragen

 d)  Antragskommission für 
Frauen- und Familienpoli-
tische Fragen

 e)  Antragskommission für Fi-
nanzfragen

TOP 06
Berichte und anschließende 
Aussprachen
 a) Präsident
 b)  Sprecherin der Frauen im 

Bundesverband
 c) Bundesschatzmeisterin
 d)  Sprecher der Bundesrevi-

soren
 e) Bundesjugendvorsitzender
 f) Bundesgeschäftsführer
 g)  Leiter Abteilung Sozialpoli-

tik

TOP 07
Bericht der Mandatsprüfungs- 

und Wahlkommission

TOP 08
Entlastung des Bundesvorstan-
des

TOP 09
Berichte der Antragskommissi-
onen sowie Beschlussfassung 
über die Anträge

 a)  Satzungs- und Organisati-
onsfragen

 b) Sozialpolitische Fragen
 c)  Frauen- und Familienpoliti-

sche Fragen
 d) Finanzfragen

Top 10
Bestätigung der Gremien 
 a)  Bestätigung der Mitglieder 

des Verbandsrates
 b)  Bestätigung der Mitglieder 

der Bundeskonferenz

TOP 11
Wahl der Bundesrevisor*-
innen

TOP 12
Wahl der Mitglieder der Bun-
desschiedsstelle

TOP 13
Verselbstständigung des Lan-
desverbandes Hamburg 

Beschlussfassung über die 
Abspaltung des Landesver-
bandes Hamburg vom Bun-
desverband

TOP 14
Verschiedenes

TOP 15
Schlusswort des Präsidenten

Interview

so Engelmeier, sei zumindest 
sichergestellt, dass ihr Ein-
kaufskorb im Supermarkt nicht 
von Jahr zu Jahr leerer werde.

Mehr Geld vom Amt 
als Lohn durch Arbeit?

Obwohl die Anpassung des 
Bürgergeldes auf der Basis von 
statistisch erfassten Daten er-
folgt, wurde aus den Reihen 
der Opposition Kritik daran 
geäußert. So bemängelte etwa 
der CDU-Vorsitzende Friedrich 
Merz, Menschen ohne Arbeit 
bekämen mit staatlichen Trans-
ferleistungen mehr heraus, als 
wenn sie einer einfachen Be-
schäftigung nachgingen. Ähn-
lich äußerten sich mit Blick 
auf die hohe Abgabenlast Be-
rufstätiger auch Politiker*innen 
der mitregierenden FDP. Beide 
Argumente, wonach sich Arbeit 
wieder lohnen müsse, sind da-
bei nicht wirklich neu auf der 
politischen Bühne.

Lohnabstand laut Studie 
weiterhin gegeben

Schon im Jahr 2010 warnte 
zum Beispiel der damalige FDP-
Vorsitzende Guido Westerwelle 
vor einer „Missachtung des 
Leistungsdenkens“: Wer dem 
Volk einen anstrengungslosen 
Wohlstand verspreche, so Wes-
terwelle damals, lade zu „spät-
römischer Dekadenz“ ein. Da-
mals wie heute erwiesen sich 
derartige Aussagen als falsch. 

Für den aktuellen Fall be-
legt das eine Berechnung des 
Wirtschafts- und Sozialwis-

senschaftlichen Institutes der 
Hans-Böckler-Stiftung. Entge-
gen vieler Behauptungen seien 
die Haushaltseinkommen von 
Erwerbstätigen mit Mindest-
lohn danach auch weiterhin 
höher als das Bürgergeld. Das 
liege unter anderem daran, 
dass auch Geringverdienende 
Anspruch auf Leistungen wie 
Wohngeld oder Kinderzuschlag 
haben.

SoVD: Mindestlohn muss 
2024 deutlich steigen

Eine Spaltung der Gesell-
schaft zeigt sich auch nicht in 
den Beratungsstellen des SoVD. 
Dort suchen sowohl Geringver-

dienende als auch Menschen in 
der Grundsicherung Unterstüt-
zung, weil sie mit ihrem Geld 
oftmals kaum über die Runden 
kommen. Für Michaela Engel-
meier gibt es daher in dieser 
Frage kein Entweder-oder. 

Der SoVD will zum einen 
durchsetzen, dass die Regelsät-
ze beim Bürgergeld grundsätz-
lich neu und sauber berechnet 
werden. Zum anderen fordert 
der Verband einen Mindestlohn 
von deutlich über 14 Euro pro 
Stunde. Denn dann, so Engel-
meier mit Blick auf die aktuelle 
Diskussion, würde sich Arbeit 
wirklich spürbar lohnen.

 Joachim Schöne

Auf dem Rücken der Ärmsten
Fortsetzung von Seite 1

Zu hohes Bürgergeld, zu niedrige Löhne? SoVD verurteilt politische Neiddebatte um Sozialleistungen

___Was hat es mit der jetzt 
geplanten Sonderzahlung auf 
sich?

Diese war ursprünglich in ers-
ter Linie für Arbeitnehmerinnen  
und Arbeitnehmer gedacht, de-
ren Einkommen mit den zuletzt 
rasant gestiegenen Lebenshal-
tungskosten nicht mehr Schritt 
halten konnten. Die entspre-
chenden Vereinbarungen hierzu 
aus den Tarifabschlüssen des 
öffentlichen Dienstes sollen nun 
auf die Beamtinnen und Beam-

ten sowie die Versorgungsbezie-
henden des Bundes übertragen 
werden.

___Was stört Sie daran?
Ich finde die Schlechterstel-

lung der Rentnerinnen und 
Rentner empörend und zutiefst 
ungerecht. Schließlich sind diese 
ebenso von den hohen Verbrau-
cherpreisen betroffen und spüren 
diese aufgrund ihrer knappen 
Ressourcen vielleicht sogar be-
sonders deutlich. Aus Gesprächen 

mit SoVD-Mitgliedern und durch 
zahlreiche Zuschriften kenne ich 
die Not der Betroffenen sehr ge-
nau. Bei der Energiepauschale 
wurden die Rentnerinnen und 
Rentner schon einmal vergessen. 
Ich möchte verhindern, dass dies 
noch einmal geschieht.

___Und wie wollen Sie das 
erreichen?

Der SoVD  hat schon sehr 
früh einen Inflationsausgleich 
auf die Renten gefordert. Um 

die Ungleichbehandlung besser 
zu verstehen, muss man wissen, 
dass Sonderzahlungen an Be-
schäftigte nicht automatisch in 
die nächste Rentenanpassung 
einfließen. Daher ist es zwingend 
notwendig, dass der Gesetzgeber 
nun tätig wird und ebenfalls in-
flationsbedingte Sonderzahlun-
gen für Rentnerinnen und Rent-
ner beschließt. Dafür werde ich 
mich als Vorstandsvorsitzende 
des SoVD weiterhin konsequent 
starkmachen.

Inflationsausgleich auch auf Renten
Die Anhebung des Bürgergeldes sorgte selbst innerhalb der Koalition für Streit: Ist das Plus in dieser Höhe gerechtfertigt? Weniger 

umstritten dagegen scheint eine geplante Inflationsprämie in Höhe von 3000 Euro für Beamt*innen des Bundes zu sein. Darüber, wer in 
deren Genuss kommen sollte, sprachen wir mit der SoVD-Vorstandsvorsitzenden Michaela Engelmeier. 

Zu hohe Regelsätze beim Bürgergeld? Der Ansturm auf die Tafeln bei 
der Ausgabe von Lebensmitteln lässt eher das Gegenteil vermuten.

Foto: Sven Simon / IMAGO
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An einem Treffen des Deut-
schen Behindertenrates (DBR) 
mit dem Bundesgesundheits-
minister nahm auch der SoVD 
teil. Inhaltlich ging es dabei vor 
allem um die Erarbeitung eines 
Aktionsplanes für ein inklusives 
Gesundheitssystem. Vor allem 
Arztpraxen sind in Deutsch-
land nicht barrierefrei. Prof. Dr. 
Karl Lauterbach gab dem DBR 
deutlich zu verstehen, dass er 
die Problematik erkannt habe. 
Für Mitte Oktober kündigte der 
Bundesgesundheitsminister 
einen Beteiligungsprozess für 
Verbände bei der Entwicklung 
des Aktionsplanes an. 

DBR-Treffen 
wegen des 
Aktionsplans

Im Gespräch
mit Karl 
Lauterbach

Michaela Engelmeier und Karl 
Lauterbach. 

SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier und Bun-
desgesundheitminister Prof. Dr. 
Karl Lauterbach (SPD) trafen 
sich vor Kurzem zu einem per-
sönlichen und vertrauensvollen 
Gespräch. 

Themen waren die Kranken-
hausreform, das Defizit in der 
Pflegeversicherung, die Zukunft 
der UPD und die Sorgen von 
SoVD-Mitgliedern. Im Fokus 
standen auch die vom SoVD 
unterstützten Gesundheitskios-
ke. Hierdurch sollen neue Bera-
tungsangebote für Patient*innen 
in sozial benachteiligten Regio-
nen geschaffen werden.

SoVD im Gespräch

Michaela Engelmeier (hi., 2. v. li.) und SoVD-Referentin Anieke Fimmen 
(v., re.) trafen für den DBR Gesundheitsminister Karl Lauterbach (Mi.).

Eigenanteile in der Pflege – wer zahlt was?
Auf die hohen Belastungen von Pflegebedürftigen und Angehörigen haben wir unter der Überschrift „Eigenanteil steigt ungebremst“ 

in der vergangenen Ausgabe hingewiesen. Welche Kosten dabei in Rechnung gestellt werden, ist oftmals kaum nachzuvollziehen. 
Betroffene fühlen sich von der Politik immer häufiger im Stich gelassen. Das machen auch Zuschriften von SoVD-Mitgliedern deutlich. 

Enttäuscht von der Reform 
und den damit in Aussicht ge-
stellten Entlastungen zeigte 
sich zum Beispiel unser Mit-
glied Klaus Völker (Wunstorf, 
Niedersachsen). Durch die neu 
eingeführten Zuschüsse, so 
schreibt er, reduziere sich sein 
selbst zu zahlender Betrag zwar 
monatlich um 52 Euro. Die Kos-
ten für die Pflege seiner Mutter 
seien allerdings erst vor einem 
Jahr um 684 Euro pro Monat 
gestiegen. Wie kommt es zu 
diesem krassen Missverhältnis?

Jede Einrichtung mit
einheitlichem Eigenanteil

Anders als die gesetzliche 
Krankenversicherung über-
nimmt die soziale Pflegeversi-
cherung Leistungen nur anteilig 
und bis zu einem festgelegten 
Betrag. Dieser richtet sich nach 
dem zuerkannten Pflegegrad. 
Was darüber hinaus an pfle-
gebedingten Aufwendungen 
anfällt, zahlen Betroffene im 
Rahmen eines einrichtungsein-
heitlichen Eigenanteils selbst. 

Dieser gilt, daher der Name, 
in gleicher Höhe für alle 
Bewohner*innen einer Einrich-
tung – und zwar unabhängig 
vom jeweiligen Pflegegrad. 
Allerdings unterscheidet sich 
dieser Eigenanteil sehr wohl 
zwischen den verschiedenen 
Pflegeheimen. Vor Abschluss 
eines Vertrages empfiehlt sich 
daher also ein Preisvergleich.

Zusätzlich zu den Kosten für 
Pflege und Betreuung im Rah-

men des einheitlichen Eigenan-
teils tauchen auf der Rechnung 
noch weitere Posten auf. Zu 
diesen gehören etwa Ausgaben 
für Unterkunft und Verpflegung 
sowie Investitionskosten. Je 
nach Bundesland können auch 
Ausbildungskosten anfallen.

Mit diesen Ausgaben müssen 
Sie zusätzlich rechnen

Was aber steckt im Einzelnen 
hinter den genannten Punkten? 
Hier eine Übersicht: 
• Kosten für Unterkunft und 

Verpflegung müssen Pfle-
gebedürftige selbst zahlen. 
Hierzu gehören neben der 
Miete auch Aufwendungen 
für Mahlzeiten und Zimmer-
reinigung. In der Regel zah-
len alle Bewohner*innen den 
gleichen Betrag.

• Mit Investitionskosten sind 
die Ausgaben einer Einrich-
tung für Maßnahmen zum 
Aus- und Umbau sowie zur 
Modernisierung oder In-
standhaltung gemeint. Gut 
zu wissen: Reicht das eigene 
Einkommen oder Vermögen 
nicht aus, dann beteiligen 
sich die Sozialhilfeträger in 
Schleswig-Holstein, Nord-
rhein-Westfalen und Mecklen-
burg-Vorpommern über das 
sogenannte Pflegewohngeld 
an den Kosten.

• Je nach Bundesland und Ein-
richtung führt die Abrech-
nung möglicherweise auch 
Ausbildungskosten auf. Die-
se sollen die Vergütung von 
Auszubildenden in der Alten-
pflege und Altenpflegehilfe 
finanzieren.

Beteiligung an Kosten hängt von verschiedenen Faktoren ab

• Wenn eine Abrechnung Zu-
satzleistungen enthält, sind 
damit besondere Zuwendun-
gen etwa für mehr Komfort 
gemeint, die über das nor-
male Maß hinausgehen. Gut 
zu wissen: Zusatzleistungen 
müssen in einem Vertrag 
schriftlich geregelt sein und 
dürfen erst dann in Rechnung 
gestellt werden.

Zuschüsse senken 
ausschließlich Eigenanteil

Seit 2022 erhalten Menschen 
in vollstationären Einrichtun-
gen einen Leistungszuschlag, 
dessen Höhe mit zunehmender 
Dauer des Aufenthaltes steigt. 
Allerdings reduziert der Zu-
schuss anteilig nur den einrich-
tungseinheitlichen Eigenan-
teil. Die Kosten für Unterkunft, 
Verpflegung, Ausbildung und 
Investitionen müssen Pflege-
bedürftige auch weiterhin kom-
plett tragen. Und die machten 
zuletzt mehr als die Hälfte der 
gesamten Eigenbeteiligung aus 
(siehe Grafik).

Der SoVD kritisiert, dass auch 
die neuen Leistungszuschüs-
se nicht vor weiter steigenden 
Eigenanteilen schützen, und 
mahnte tiefgreifende Reformen 
an. Würden etwa die Bundes-
länder ihrer Pflicht zur Finanzie-
rung von Pflegeeinrichtungen 
nachkommen, müssten Pflege-
bedürftige zumindest die anfal-
lenden Investitionen nicht mehr 
aus eigener Tasche bezahlen.

 Joachim Schöne

Eigenbeteiligung bei stationärer Pflege im bundesweiten Durch-
schnitt (ohne Abzug von Leistungszuschlägen, Stand: Juli 2023).

Foto: Ariadna de Raadt / Adobe Stock; Grafik: SoVD; Quelle: vdek 

Tipps der Verbraucherzentrale

Hilfe bei einer 
Preiserhöhung

Es ist leider wahrscheinlich, 
dass die Kosten im Zusammen-
hang mit stationärer Pflege 
auch weiter steigen werden. 
Einrichtungen können Preiser-
höhungen somit kaum vermei-
den. Doch dabei gibt es einige 
Dinge zu beachten.

Die Verbraucherzentrale NRW 
weist darauf hin, dass Unterneh-
men bei steigenden Entgelten 
ein vorgeschriebenes Verfahren 
einhalten müssen. Dabei spiele 
es keine Rolle, ob es sich um 
Leistungen zur Betreuung, für 
Unterkunft und Verpflegung 
oder um Investitionskosten 
handelt. So müsse der Anbieter 
schriftlich mitteilen,
• dass er das Entgelt erhöhen 

möchte,
• um welchen Betrag es dabei 

geht und
• ab welchem Zeitpunkt dieser 

fällig wird.
Zudem ist das Unternehmen 

verpflichtet, die Erhöhung zu 
begründen und dabei die alten 
den neuen Entgeltbestandtei-
len gegenüberzustellen. Das 
Schreiben zu einer beabsich-
tigten Preiserhöhung muss die 
Betroffenen spätestens vier 
Wochen vor der Fälligkeit er-
reichen. Erfüllt das Unterneh-
men auch nur eine der gesetz-
lichen Vorgaben nicht, ist die 
Erhöhung unwirksam.

Im Falle einer bereits ange-
kündigten Erhöhung kann es 
jedoch sinnvoll sein, den ge-
forderten Betrag monatlich 
zur Seite zu legen. Wenn Sie 
unsicher sind, wenden Sie sich 
im Zweifel an die zuständige 
SoVD-Beratungsstelle! jos 

1.245 Euro 
(einrichtungseinheitlicher 
Eigenanteil)888 Euro

(Unterkunft und Verpflegung)

477 Euro
(Investitionskosten)

Eigenbeteiligung gesamt: 2.610 Euro (Durchschnitt bundesweit)
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Dirk Swinke, seit 2006 Landes-
geschäftsführer, ist neuer haupt-
amtlicher Vorstandsvorsitzender  
des selbstständigen SoVD-Lan-
desverbandes Niedersachsen. Der 
59-Jährige trat 1990 in den SoVD, 
damals Reichsbund, ein. Seit Juni 
2011 ist Swinke Mitglied im Ge-
samtlandesvorstand; im Finanz-
ausschuss des Bundesverbandes 
ist er seit November 2015.

Dirk Kortylak wirkt gemein-
sam mit Dirk Swinke als neuer 
hauptamtlicher Vorstand des 
SoVD-Landesverbandes Nieder-
sachsen. Der ehemalige stellver-
tretende Landesgeschäftsführer 
und Justitiar des Landesverban-
des ist seit 1997 Mitglied im 
SoVD. Dem Gesamtlandesvor-
stand Niedersachsen gehört der 
57-Jährige seit 2011 an. 

Karl-Dieter Voß feiert am 11. 
Oktober seinen 80. Geburtstag.  
Voß trat im September 2015 
in den SoVD ein. Von Novem-
ber 2015 an war er Mitglied im 
Sozialpolitischen Ausschuss im 
Bundesverband (SPA). Den Vor-
sitz des Gremiums übernahm er 
im März 2018. Karl-Dieter Voß 
war beruflich viele Jahre im 
GKV-Spitzenverband tätig.

Bernhard Sackarendt, bislang 
Vorsitzender des SoVD-Landes-
verbandes Niedersachsen, agiert 
künftig als ehrenamtlicher Vor-
sitzender des Verbandsrates im 
Landesverband Niedersachsen. 
Der 75-Jährige ist seit 2008 im 
SoVD. Seit 2014 ist er Mitglied 
des Bundesvorstandes. Aktuell 
fungiert Sackarendt außerdem 
als Schriftführer im Präsidium. 

Personalien

SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier traf sich 
Mitte September mit dem ver.
di-Vorsitzenden Frank Werneke 
in Berlin. Die beiden tauschten 
sich unter anderem über das 
Thema Mindestlohn aus. Arbeit 
müsse sich lohnen und dürfe 
nicht zu Armut im Erwerbsleben 
und im Alter führen. Einig wa-
ren sich beide: Der Mindestlohn 
muss weiter spürbar und schnell 
angehoben werden. Weiterhin 
sprachen Engelmeier und Wer-
neke über die gesetzliche Rente, 
die die zentrale Einnahmequelle 
im Alter ist und den Lebensstan-

Im Austausch 
mit dem ver.di-
Vorsitzenden 

SoVD bei 
Veranstaltung 
der UNICEF

Frank Werneke (ver.di) und Michaela Engelmeier (SoVD).

dard absichern muss. Deswegen 
fordern beide, das Rentenniveau 
auf 53 Prozent anzuheben. 

Ver.di und SoVD wollen im 
kommenden Jahr wieder eine 
gemeinsame Frauen-Alterssi-
cherungskonferenz durchfüh-
ren. Ein wichtiges Thema ist in 
diesem Kontext die Grundrente. 
Der Grundrentenzuschlag muss 
nach Überzeugung des SoVD 
reformiert und die Einkommen-
sprüfung gestrichen werden, da-
mit deutlich mehr Beschäftigte, 
die lange sozialversicherungs-
pflichtig gearbeitet und wenig 
verdient haben, einen Zuschlag 
zur Rente bekommen. Über 70 
Prozent  der Grundrentenbezie-
henden sind Frauen. 

Frank Werneke wurde Ende 
des Monats mit überwältigender 
Mehrheit wiedergewählt. 

SoVD im Gespräch

UNICEF und das Deutsche Ju-
gendinstitut luden zur Vorstel-
lung des UNICEF-Berichtes zur 
Situation von Kindern in Deutsch-
land 2023 ein. Es ging vor allem 
darum, wie es Kindern heute geht 
und was getan werden muss, da-
mit die Kinderrechte für alle um-
gesetzt werden. Im Rahmen der 
politisch hochkarätig besuchten 
Veranstaltung stellte der Sozio-
loge Prof. Dr. Hans Bertram den 
neuen UNICEF-Bericht vor. Die 
SoVD-Vorstandsvorsitzende Mi-
chaela Engelmeier nahm für den 
SoVD teil, der sich ebenfalls für 
Kinderrechte einsetzt.

Armutsspuren im Klassenzimmer
Immer mehr Kinder und Jugendliche sind in Deutschland von Armut bedroht. Dass die Sorgen von 

Eltern ums fehlende Geld an Kindern und Jugendlichen nicht einfach so vorbeigehen, wird vor allem an 
den Schulen sichtbar. Lehrer*innen beobachten deutliche Spuren bei den Jungen und Mädchen im Klas-
senzimmer. Das zeigt jetzt eine repräsentative Forsa-Befragung im Auftrag der Robert Bosch Stiftung.

Kinderarmut ist aus Sicht der 
Lehrkräfte in allen sozialen La-
gen präsenter als im Jahr zuvor. 
Jede dritte Lehrkraft gab in einer 
am Weltkindertag veröffentlich-
ten Befragung an, Kinder und Ju-
gendliche machten sich häufiger 
Sorgen um die finanzielle Situa-
tion ihrer Familie als bislang, in 
sozial benachteiligten Lagen ist 
es sogar jede zweite (48 Prozent). 
Ebenfalls mehr als jede dritte 
(37 Prozent) nimmt fehlendes 
oder unzureichendes Schulma-
terial wie Hefte oder Bücher 
wahr; häufiger als früher kämen 
Schüler*innen auch ohne Früh-
stück in die Schule (30 Prozent). 
Ein Viertel der Lehrkräfte berich-
tet, ihre Schüler*innen nähmen 
seltener an mehrtägigen Klas-
senfahrten teil. Und 16 Prozent 
stellen öfter als im vergangenen 
Jahr fest, dass Schüler*innen das 
Essensgeld gar nicht oder zu spät 
bezahlen können.

Krankmeldungen bei 
Aktivitäten, die Geld kosten 

Eltern, Kinder und Jugendliche 
hätten Strategien, um ihre prekä-
re finanzielle Lage nicht öffent-
lich sichtbar werden zu lassen. 
Sie empfingen beispielsweise 
keinen Besuch zu Hause oder 
reichten bei außerschulischen 
und mit Kosten verbundenen Ak-
tivitäten kurzfristig eine Krank-
meldung ein, sagt Dagmar Wolf, 
die den Bereich Bildung der Ro-
bert Bosch Stiftung leitet. 

Mit dem Deutschen Schulba-
rometer lässt die Robert Bosch 

Stiftung seit 2019 regelmäßig 
repräsentative Befragungen zur 
aktuellen Situation der Schulen 
in Deutschland durchführen. Für 
die aktuelle Ausgabe wurden 
zwischen dem 13. und 23. Juni 
2023 insgesamt 1.032 Lehrkräfte 
an allgemein- und berufsbilden-
den Schulen befragt.

Regierung will im Kinder- 
und Jugendplan kürzen

Der SoVD, der seit Langem ge-
gen Kinderarmut kämpft, positio-
nierte sich aktuell anlässlich der 
Beratungen im Bundestag zur 
geplanten Kürzung des Kinder- 
und Jugendplanes des Bundes 
(KJP): „Anstatt im Kinder- und 
Jugendplan zu kürzen, müssen 
die Stärkung der Kinderrechte, 
ihrer Beteiligungsrechte und das 
Recht auf Schutz vor Armut und 
Vernachlässigung im Fokus po-
litischer Anstrengungen stehen“, 
fordert die SoVD-Vorstandsvor-
sitzende Michaela Engelmeier.

Die absehbaren Einschnitte rei-
chen vom verminderten Zugang 
zu Sport, Bildung und Jugendver-
bänden bis zur Schließung von 
Jugendeinrichtungen. Dies sei 
eine gravierende politische Fehl-
entscheidung, so Engelmeier. „Sie 
geht zulasten der Zukunft unserer 
Kinder und Jugendlichen. Bereits 
gleich hohe Mittel kämen in An-
betracht stark steigender Sach-, 
Programm- und Personalkosten 
einer Unterfinanzierung gleich.“ 
Geplant ist es, den Kinder- und 
Jugendplan um rund ein Fünftel 
(44,6 Millionen Euro) zu kürzen.  

Der Plan ist das wichtigste Ins-
trument der Jugendförderung. 
Der SoVD fordert die Bundes-
regierung auf, keine Kürzungen 
vorzunehmen und stattdessen in 
Kinder und Jugendliche zu inves-
tieren. Außerdem fordert Micha-
ela Engelmeier: „Es sollte alles 
darangesetzt werde, eine echte 
Kindergrundsicherung zu schaf-
fen. Mit verdeckter Kinderarmut 
muss endlich Schluss sein.“ 

2,2 Millionen Kinder und 
Jugendliche armutsgefährdet

Nach aktuellen Zahlen des 
Statistischen Bundesamtes kön-
nen knapp 2,2 Millionen der 
etwa 14,3 Millionen Kinder und 
Jugendlichen unter 18 Jahren in 
Deutschland als armutsgefährdet 
gelten. Betroffen sind vor allem 
Kinder und Jugendliche von Al-
leinerziehenden oder in Familien 
mit drei und mehr Heranwach-
senden. Weil Armut auch relative 
Aspekte hat, wird in Deutschland 
oft der Begriff „Armutsgefähr-
dung“ verwendet. Das ist der Fall, 
wenn jemand weniger als 60 Pro-
zent des mittleren Einkommens 
der Gesamtbevölkerung hat. Die 
Schwelle lag laut Statistischem 
Bundesamt 2022 für eine allein 
lebende Person bei etwa 1.250 
Euro netto im Monat.

Ganz grundlegend tritt der 
SoVD deshalb auch dafür ein, dass 
Kinderrechte im Grundgesetz ver-
ankert werden: „Wir dürfen nicht 
müde werden, uns für den Schutz 
unserer Kinder einzusetzen.“

 Veronica Sina 

Neue Studie veröffentlicht – SoVD: keine Kürzungen im Kinder- und Jugendplan

obere Fotos (3): Martin Bargiel
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Treffen mit
weiteren 
Politiker*innen

Die SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier (2. v. re.)
traf Mitte September auch Ulrike Bahr, MdB / SPD, re. im Bild, zum 
familienpolitischen Austausch. Auch SoVD-Referentin Anna John 
(2. v. li.) und Dr. Friederike Storch waren bei dem Treffen zugegen. 
Hauptthemen waren die Kindergrundsicherung, die Familienstart-
zeit und die Entgeltersatzleistung. 

Michaela Engelmeier traf zum 
sozialpolitischen Austausch 
CDU-Generalsekretär Dr. Carsten 
Linnemann (Foto rechts). The-
men waren unter anderem die 
Debatte um das Bürgergeld, der 
Mindestlohn, die Kindergrund-
sicherung und die Steuerpolitik. 

Auch mit Ulrike Bahr,  
MdB / SPD, kam die SoVD-Vor-
standsvorsitzende für ein Ge-
spräch zusammen (Foto links). 
Ulrike Bahr hatte zuvor unter 
anderem beim Parlamentari-
schen Frühstück vom Bündnis 
„Sorgearbeit fair teilen“ im März 
teilgenommen. 

SoVD im Gespräch

Frauenhäuser helfen Betroffenen dabei, eine oftmals lange Spirale 
der Gewalt zu durchbrechen. Doch freie Plätze sind rar.

Foto: Sophia Kembowski / picture alliance 

Das Hilfetelefon „Gewalt gegen 
Frauen“ ist anonym erreichbar 
unter Tel: 116 016. 

Eine bundesweite Übersicht 
über Plätze in Frauenhäusern 
finden Sie online unter: www.
frauenhaus-suche.de.

Info

Letzte Zuflucht vor Gewalt
Die statistisch belegten Zahlen der Gewalt gegen Frauen sind hoch. Noch höher allerdings dürfte 

die Dunkelziffer sein. Denn nur etwa jede dritte Betroffene wendet sich selbst in schwersten Fällen 
überhaupt an die Polizei. Eine geschützte Unterkunft bieten Frauenhäuser an. Doch dort gibt es viel 
zu wenige Plätze. Über die Finanzierung dieser Zufluchtsorte streiten Bund, Länder und Kommunen.

Niemand, der in diesem Land 
politische Verantwortung trägt, 
kann behaupten, davon nichts 
gewusst zu haben. Denn bereits 
seit fünf Jahren gelten die Vor-
gaben der Istanbul-Konvention 
als bundesweites Recht. Hinter 
dieser Bezeichnung steckt ein 
Übereinkommen des Europara-
tes zur Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen und von häusli-
cher Gewalt, das mehrere Staa-
ten in der türkischen Metropole 
unterzeichneten. 

Die Konvention sieht unter 
anderem eine Beratung und Be-
treuung Betroffener sowie de-
ren Unterbringung vor. Hierfür 
müsste Deutschland eigentlich 
rund 21.500 Plätze in Frauen-
häusern bereitstellen, Frauen 
und Kinder zusammengerech-
net. Tatsächlich aber existiert 
nicht einmal ein Drittel dieser 
Vorgabe.

Hilfsangebote gleichen 
einem Flickenteppich

Zuständig für die Planung 
und Finanzierung von Frau-
enhäusern sind die jeweiligen 
Kommunen und Länder. Und 
genau das führt in der Praxis 
offensichtlich zu einem heillo-
sen Durcheinander. Denn die 
Arbeitsgrundlage der Einrich-
tungen ist je nach Bundesland 
ganz unterschiedlich oder auch 
gar nicht geregelt. 

Anlaufstellen und Unterkünfte 
für Gewaltbetroffene fehlen vor 
allem auf dem Land. Doch auch 
sonst gilt, dass ein frei werden-

der Platz im Frauenhaus meist 
schon nach wenigen Stunden 
wieder belegt ist. Der Bedarf 
nimmt wohl auch deshalb zu, 
weil Frauen zunehmend besser 
über ihre Rechte informiert sind 
und sich zur Wehr setzen. 

Verbesserungen nicht 
auf die lange Bank schieben

Die Frauen fliehen vor ihrem 
Ehemann, Partner oder Ex-
Freund. Nicht selten bringen sie 
ihre Kinder mit, die dann eben-
falls untergebracht und betreut 
werden müssen. Hierfür braucht 
es wiederum zusätzliche Fach-
kräfte, was über den bestehen-
den Mangel an Wohnplätzen 
hinaus weitere Probleme schafft. 

Das weiß auch die Bundes-
regierung. Im Koalitionsvertrag 
zumindest steht, der Bund solle 

in die Finanzierung der Frau-
enhäuser einsteigen und einen 
einheitlichen Rechtsrahmen 
schaffen. Wenn die Koalition 
allerdings wirklich etwas an 
der zunehmenden Gewalt ge-
gen Frauen ändern will, dann 
sollte sie sich mit den Ländern 
und Kommunen so schnell wie 
möglich einigen.

 Joachim Schöne

Trotz dringend benötigter Plätze gibt es in Deutschland zu wenige Frauenhäuser

___Was wissen wir über das Thema 
Gewalt gegen Frauen? Oder anders 
herum gefragt: Was wissen wir nicht?

Entgegen vieler Klischees kommt Ge-
walt unabhängig von Bildung, Einkom-
men oder auch Religion leider in allen 
gesellschaftlichen Schichten vor. Was 
wir nicht haben, sind aktuelle Zahlen. 
Bei der letzten bundesweiten Studie 
vor knapp zwanzig Jahren kam heraus, 
dass jede vierte Frau in ihrem Leben 
von häuslicher Gewalt betroffen ist. 

___Dabei reden wir doch nicht zu-
letzt auch von Machtverhältnissen 
und Abhängigkeiten in Beziehungen, oder?

Sie haben völlig recht. Gewalt äußert sich nicht allein körperlich, son-
dern eben auch psychisch. Das geht von Erniedrigungen und Beschimp-
fungen bis hin zur Kontrolle von Kontakten. Spätestens, wenn Kinder da 
sind, spielen finanzielle Abhängigkeiten eine entscheidende Rolle. Denn 
eine bezahlbare Wohnung findet man heute nicht so schnell.

___Gibt es nicht gerade für diese Notfälle die Frauenhäuser?
Ganz so einfach ist das leider nicht. Aktuell fehlen uns rund 15.000 

Plätze. Man muss es leider so sagen: Der Staat ist nicht in der Lage, 
Frauen und Kinder, die Gewalt erfahren, adäquat zu schützen. Genau 
das ist aber mit der Istanbul-Konvention geltendes Recht.

___Die steigende Zahl der registrierten Fälle ist erschreckend. 
Oder zeigt diese vielleicht auch ein wachsendes Bewusstsein?

Frauenhäuser gibt es seit rund 40 Jahren. In dieser Zeit ist das 
Thema Gewalt gegen Frauen immer weiter aus der Tabuzone heraus-
gekommen. Da wurde früher ja noch ganz anders drüber gesprochen. 
Seitdem werden Betroffene ermutigt, sich nicht mit ihrem Schicksal 
abzufinden. Aber diese Frauen treffen jetzt eben auf ein chronisch un-
terfinanziertes System mit zu wenig Beratung, zu wenig Unterstützung 
und zu wenig Schutz. Anspruch und Wirklichkeit klaffen immer mehr 
auseinander. Das ist eigentlich paradox.

 Interview: Joachim Schöne

„Der Staat bietet keinen 
adäquaten Schutz“

Die Zentrale Informationsstelle Autonomer Frauenhäuser setzt 
sich seit Langem dafür ein, die Situation von gewaltbetroffenen 
Frauen zu verbessern. Wir sprachen mit der Mitarbeiterin Britta 
Schlichting, die selbst in einem Frauenhaus tätig ist.

Interview

Britta Schlichting

Zum sozialpolitischen Austausch kam Michaela Engelmeier (li.) mit 
CDU-Generalsekretär Dr. Carsten Linnemann zusammen. Begleitet 
wurde sie von ihrer Büroleiterin Stefanie Lausch (rechts). 
Schnell wurde man sich im Gespräch einig, das Einiges zu tun bleibt, 
um den gesellschaftlichen Zusammenhalt in unserem Land nicht 
weiter zu gefährden.
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Mit durchgreifenden Änderun-
gen will Bundesgesundheitsmi-
nister Karl Lauterbach (SPD) die 
Rettungsdienste in Deutschland 
anders gestalten und damit 
stärken. Patient*innen sollen 
demnach seltener in die Notauf-
nahme kommen, unterm Strich 
aber trotzdem besser versorgt 
werden. Hierzu legte der Bun-
desgesundheitsminister Mitte 
September Reformvorschläge 
einer Regierungskommission 
vor. Die Kommission empfahl 
bereits zentrale Punkte der ge-
planten Klinikreform. 

Viele wählen die 112, weil 
sie keine Alternative wissen

Bereits vor Monaten warnten 
Vertreter*innen der Rettungs-
dienste, diese stünden vor einem 
Kollaps: Die Arbeitsbelastung sei 
extrem, die Abwanderung von Per-
sonal auch. Viele im Rettungswa-
gen transportierte Patient*innen 
gehörten überdies eigentlich 
nicht in die Notaufnahme, son-
dern zum Hausarzt. Die 112 wer-
de oft „aus Hilflosigkeit“ gewählt, 
Hilfesuchende wüssten nicht, wen 
sie sonst erreichen könnten. Dazu 
kommt laut Regierungskommis-
sion ein „Fehlanreizsystem“: Weil 
das Gesetz nur Anspruch auf 
Fahrtkosten vorsieht, gehe es in 
aller Regel direkt in die Klinik – 
„auch dann, wenn eine Vor-Ort-
Behandlung möglicherweise aus-
reichend gewesen wäre“. 

Die Ausgaben der Krankenkas-
sen für den Rettungsdienst sind 
2022 auf eine Rekordsumme von 
8,4 Milliarden Euro gestiegen.

Notfallversorgung künftig
mehr direkt vor Ort

Bislang ist der gesamte Bereich 
in 16 unterschiedlichen Landes-
gesetzen geregelt. Träger sind in 
aller Regel Landkreise und Städ-
te. So gibt es 300 eigenständige 
Rettungsdienstbereiche und über 
200 Notfallleitstellen in Deutsch-
land. Die unübersichtliche Gleich-
zeitigkeit von Unter-, Über- und 
Fehlversorgung ist eine bekannte 
Folge, die nicht nur die Kosten in 
die Höhe treibt, sondern auch das 
Leben von Patient*innen gefähr-
den kann. 

Die Kommission schlägt ent-
sprechende gesetzliche und 
strukturelle Änderungen vor. 
Künftig soll demnach die Not-
fallversorgung vor Ort als Teil 
eines neuen, eigenständigen 
Leistungsanspruches im Sozi-
algesetzbuch festgeschrieben 
werden. Einheitliche Vorgaben 
und Standards, etwa für eine Min-
destausstattung mit Personal und 
Qualifikation, sollen den Rahmen 
geben. Auch die Vergütung soll 
einheitlicher werden. Vorgesehen 
ist eine Zweiteilung in Vorhaltung 
und Vergütung für die Leistungen. 
Auf rund eine Million Menschen 
ist in Zukunft eine Leitstelle vor-
gesehen. 

Ersteinschätzung über 
integrierte Leitstellen

Bereits im Februar hatten die 
Regierungsberater*innen neue 
integrierte Leitstellen vorge-
schlagen: Hilfesuchende, die sich 
im Notfall an den Rettungsdienst 
unter der Notrufnummer 112 
oder an den kassenärztlichen 
Notdienst unter der 116 117 
wenden, sollen dort eine Ein-
schätzung bekommen. Dort fällt 
die Entscheidung: Rettungswa-
gen gerufen oder Vermittlung zu 
einer Praxis oder in eine Klinik. 
Das künftige Vorgehen soll un-
ter anderem gewährleisten, dass 
Patient*innen ins richtige Kran-
kenhaus gebracht werden.

Den Vorschlägen zufolge sollen 
Notfallsanitäter*innen künftig 
stärker qualifiziert werden und 
dann mehr tun dürfen. Sie dürfen 
demnach bald auch  Betäubungs-

mittel und andere Medikamente 
geben oder weitere kleinere Be-
handlungen vor Ort vornehmen. 

Notärzt*innen kommen dann 
vor allem in besonders komple-
xen Fällen und überwiegend per 
Rettungshubschrauber oder te-
lemedizinisch zum Einsatz. Um 
die Versorgung im Notfall auf 
dem Land zu erhalten, empfiehlt 
die Regierungskommission dort 
einen Ausbau für Landemöglich-
keiten für die Luftrettung. 

Erste Hilfe stärken durch 
verpflichtende Ausbildung

An Schulen und am Arbeits-
platz soll außerdem verpflich-
tend eine Ausbildung zur Ers-
ten Hilfe eingeführt werden. 
Ersthelfer*innen sollen überdies 
flächendeckend über Apps zum 
Einsatz kommen. Der Plan: Sind 
freiwillige Ersthelfer*innen nahe 

Die Zahl der Notfallpatient*innen ist deutlich gestiegen, die Ambu-
lanzen sind oft überfüllt und die Rettungsdienste entsprechend über-
lastet. Außerdem ist die angefahrene Klinik für Notfallpatient*innen 
nicht immer die beste Wahl. Über eine dringend notwendige Reform 
der Notfallversorgung war bereits Anfang des Jahres gesprochen 
worden. Nun liegen erste konkrete Vorschläge für eine Generalüber-
holung der Rettungsdienste auf dem Tisch.

Reform in der Notfallversorgung rückt näher
Regierungskommission unterbreitet konkrete Vorschläge – mehr Akutversorgung direkt vor Ort 

Statt der zu hohen Zahl an Krankentransporten in die Notaufnahme soll es bald mehr pflegerische, 
psychiatrische und sogar palliative Notfallversorgung vor Ort geben. 

Foto: benjaminnolte / Adobe Stock

einem Einsatzort, werden sie von 
den Rettungsstellen per App um 
Mithilfe gebeten. 

Der SoVD befürwortet grund-
sätzlich die Ansätze und Vorschlä-
ge der Regierungskommission. 
„Notfall- und Akutversorgung 
müssen rund um die Uhr in der 
Lage sein, Hilfesuchende zu ver-
sorgen“, sagt die Vorstandsvor-
sitzende Michaela Engelmeier. 
„Es ist gut, die ambulante und 
stationäre Versorgung besser zu 
vernetzen bis hin zu einer sekto-
renübergreifenden Versorgung. 
Steuerung, Leistungsvorgaben 
und Finanzierung müssen zu-
künftig besser aufeinander ab-
gestimmt sein.“ Die Vorschläge 
sollen Lauterbach zufolge nun 
in Eckpunkte der Regierung ein-
fließen. Parallel dazu wird die 
eigentliche Klinikreform voran-
getrieben.  Veronica Sina

Zum 16. Mal fand auf Einladung 
der SPD-Bundestagsfraktion die 
Werkstatträtekonferenz statt.  Für 
den SoVD nahmen Vorstands-
vorsitzende Michaela Engelmei-
er und SoVD-Referentin Anieke 
Fimmen teil. Die Werkstatträte 
vertreten die Interessen von Be-
schäftigten in Werkstätten für 
behinderte Menschen (WfbM). 
Die Konferenz stand im Zeichen 
der viel diskutierten Umstruk-
turierung von WfbMs, bei der es 
um eine bessere Entlohnung und 
einen besseren Zugang zum all-
gemeinen Arbeitsmarkt geht. 

SoVD im 
Austausch mit
Werkstatträten

Hubertus Heil, Michaela Engelmeier und Anieke Fimmen, SoVD-Re-
ferentin für den Bereich „Politik für Menschen mit Behinderungen“. 
Der  Bundesarbeitsminister wandte sich während der Konferenz mit 
einer ambitionierten Rede an die Teilnehmenden.

SoVD im Gespräch

Ein neuer Impfstoff, ein nochmals weiterentwickeltes Präparat von 
Biontech / Pfizer, ist in vielen Praxen bereits verfügbar. Der Impfstoff 
wurde angepasst an die Omikron-Sublinie XBB.1.5. Erreicht werden 
soll damit besserer Schutz vor aktuell kursierenden Varianten, vor al-
lem vor schweren Corona-Verläufen und Krankenhausaufenthalten. 

Für die Impfsaison 2023 / 24 sollen 14 Millionen Dosen des Präpara-
tes zur Verfügung stehen. Ausgeliefert werden sollen sie laut Bundes-
gesundheitsministerium bis November. Kommen sollen 13,6 Millionen 
Dosen für Menschen ab zwölf Jahren, 300.000 Dosen für Kinder von 
fünf bis elf Jahren sowie 200.000 Dosen für Kleinkinder. 

Die Ständige Impfkommission hat zuletzt Auffrisch-Impfungen nur 
bestimmten Gruppen empfohlen. Dazu gehören etwa Menschen ab 60, 
Menschen mit bestimmten Vorerkrankungen, Pflege- und Gesundheit-
spersonal sowie Angehörige von Risikopatient*innen. War man kürz-
lich infiziert, so bedeutet das in der Regel bereits eine Auffrischung der 
Immunität, eine Extra-Impfung ist dann nicht nötig. Laut STIKO sollen 
in der Regel mindestens zwölf Monate seit der letzten Impfung oder 
Infektion vergangen sein. dpa

Neuer Corona-Impfstoff
STIKO rät Risikopatient*innen zur Auffrischung

Die Corona-Pandemie ist vorüber, aber das Virus ist nicht ver-
schwunden. Ähnlich wie bei Grippe wird gefährdeten Gruppen des-
halb geraten, den Impfschutz zu erneuern – möglichst im Herbst.
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Medikamentenmängel melden

Trübe Tropfen
Das Wirkstoffpflaster will nicht 

kleben? Die Tabletten bröseln in 
der Verpackung? Tropfen sind 
eingetrübt, im Beipackzettel ist 
jedoch von möglichen Eintrübun-
gen nicht die Rede? Den Verdacht 
auf Qualitätsmängel sollten 
Verbraucher*innen in der Apo-
theke melden. Denn Nebenwir-
kungen können nicht nur infolge 
eines enthaltenen Wirkstoffes 
auftreten. Apotheker*innen sind 
verpflichtet, zu prüfen, ob Mängel 
vorliegen und welche Nebenwir-
kungen dadurch aufgetreten 
sein könnten. Dies melden sie 
an die Arzneimittelkommission. 
Die wiederum kann weitere Un-
tersuchungen anstoßen und die 
örtliche Überwachungsbehörde 
für das jeweilige Pharmaunter-
nehmen informieren. veo

Studienzeit nicht sorglos

Jeder Vierte fürchtet Aufenthalt

Junge im Stress

Angst vor Klinik

Student*innen und Azu-
bis haben im Schnitt ein hö-
heres Stressempfinden als 
Arbeitnehmer*innen, die ihre 
Ausbildung hinter sich haben. 
Das hat das Umfrageinstitut 
Yougov im Auftrag der Versi-
cherung Swiss Life ermittelt. 
Insgesamt wurden 2.276 Perso-
nen befragt. Bei den Jüngeren, 
vor allem denjenigen, die ihre 
akademische oder berufliche 
Ausbildung noch nicht abge-
schlossen haben, erklärten sich 
gut zwei Drittel der Studieren-
den und Azubis für gestresst, bei 
Arbeitnehmer*innen waren es 
mit 51 Prozent erheblich weni-
ger. Andauerndes Stressempfin-
den ist medizinischen Studien 
zufolge ein Risikofaktor für psy-
chische Erkrankungen.  dpa / veo 

Einer aktuellen Forsa-Umfra-
ge im Auftrag der KKH Kauf-
männische Krankenkasse in 
Hannover zufolge haben 27 
Prozent der Deutschen im Alter 
von 18 bis 70 Jahren Angst vor 
einer Krankenhausbehandlung 
– das ist rund jede*r Vierte.

Im Jahr 2019 lag die Quote 
demnach bei 29 Prozent. Im 
Jahr 2020 sank sie auf 17 Pro-
zent und stieg in den Jahren 
2021 und 2022 von 19 auf 25 
Prozent an. Befragt wurden  
bundesweit 1.001 Personen im 
Alter von 18 bis 70 Jahren. Die 
Umfrage war aus Anlass des 
Welttages der Patientensicher-
heit (17. September) in Auftrag 
gegeben worden.  dpa 

Kurz  
berichtetKabinett beschließt Transparenzgesetz

Nach den Plänen der Bundesregierung gibt es ab dem nächsten Frühjahr eine Online-Übersicht, auf der sich Interessierte über die 
Ausstattung und Leistungen aller Krankenhäuser informieren können. Der SoVD begrüßt die Zielrichtung des Krankenhaustranspa-
renzgesetzes, fordert aber, die tatsächlichen Erfahrungen von Patient*innen stärker zu berücksichtigen.  

Als Teil der Krankenhausre-
form ist ein Portal vorgesehen, 
in dem Patient*innen Angaben 
über die Behandlungen der 
Kliniken in Deutschland und 
über deren Qualität einsehen 
können. Dieses „Transparenz-
verzeichnis“ im Internet soll in 
verständlicher und interaktiver 
Form über das Angebot am je-
weiligen Klinik-Standort auf-
klären. Als Starttermin ist April 
2024 vorgesehen.

Anhand von Parametern wie 
dem Leistungsangebot, der per-
sonellen Ausstattung oder ei-
ner Übersicht über Komplikati-
onen bei Behandlungen sollen 
Patient*innen für planbare Be-
handlungen und Operationen 
die Einrichtung wählen können, 
welche für sie am besten ist. 
Dafür sollen den Krankenhäu-
sern Versorgungsstufen (Level) 
zugeordnet sowie die Vertei-
lung der Leistungsgruppen auf 
die einzelnen Standorte trans-
parent dargelegt werden. 

Zugleich will das Gesetz die 
Krankenhäuser durch die Veröf-
fentlichung der Daten zu mehr 
Wettbewerb um die bestmögli-
che Behandlungsqualität anre-
gen.

Der SoVD wünscht sich aber, 
bei der Ermittlung der Klinik-
qualität auch die Erfahrungen 
von Patient*innen zu berück-
sichtigen. „Eine patientenori-
entierte Qualitätsinformation 
kann es nicht ohne eine um-
fassende Patientenbeteiligung 

geben“, erklärte die SoVD-Vor-
standsvorsitzende Michaela En-
gelmeier gegenüber der „Augs-
burger Allgemeinen“.

SoVD: Patientenerfahrungen
nicht genug berücksichtigt

Der Verband hat außerdem 
eine ausführliche Stellungnah-
me zum Gesetzentwurf veröf-
fentlicht. Darin begrüßt er die 
Zielrichtung des Vorhabens, 
fordert in wesentlichen Punk-
ten aber Ergänzungen. 

Kritik äußert der SoVD an 
der geplanten Datengrundlage. 
Hier fehlt nach Einschätzung 
des SoVD das Eingehen auf 
tatsächliche Erfahrungen von 
Patient*innen, wie sie in Frage-
bögen erfasst werden können. 
Zudem fehle das Vorschreiben 

der regelmäßigen Evaluation 
und der Weiterentwicklung des 
Gesetzes. 

Die Aufgabe der Aufberei-
tung, Zusammenführung und 
Auswertung der Daten für das 
Transparenzverzeichnis soll 
das Institut für Qualitätssiche-
rung und Transparenz im Ge-
sundheitswesen (IQTiG) über-
nehmen. Der SoVD setzt sich 
dafür ein, die maßgeblichen 
Organisationen für die Wahr-
nehmung der Interessen der 
Patient*innen und der Selbst-
hilfe chronisch kranker und be-
hinderter Menschen umfassend 
zu beteiligen. 

Im Gesetz ist vorgesehen, den 
bisherigen Auftrag an den Ge-
meinsamen Bundesausschuss 
(G-BA) zu streichen, einrich-

Online-Portal zur Krankenhausqualität startet im April – SoVD für Nachbesserungen

tungsbezogene risikoange-
passte Vergleiche, sowohl in 
der ambulanten Versorgung als 
auch der Krankenhäuser, vor-
zunehmen. Bei der ambulan-
ten Versorgung droht deshalb 
ein Informationsmangel. Wenn 
an diesem Bestandteil festge-
halten wird, fordert der SoVD, 
zeitgleich ein Transparenzver-
zeichnis auch für den ambulan-
ten Versorgungsbereich auf den 
Weg zu bringen. 

Unklarheit über 
veröffentlichende Stelle

Im April 2024 soll das Online-
Portal erreichbar sein. Doch wie 
es zugänglich sein wird und 
welche Stelle die aufbereiteten 
Daten veröffentlicht, ist noch 
nicht geregelt. Aus SoVD-Sicht 
ist eine nähere Ausgestaltung 
des Gesetzes dringend nötig. 
Sinnvoll wäre nach Einschät-
zung des Verbandes eine unab-
hängige, staatsferne und allein 
dem Patient*inneninteresse 
verpflichtete Stelle. 

Das Bundeskabinett hat im 
September den Vorschlag von 
Gesundheitsminister Karl Lau-
terbach (SPD) gebilligt. Das 
Transparenzgesetz begleitet 
die geplante Krankenhausre-
form. Bei dieser gibt es noch 
Streit zwischen dem Bund und 
den Ländern um die konkrete 
Ausgestaltung. Die Transpa-
renzplattform bringt der Bund 
nun in Eigenregie an den Start. 

 Sebastian Triesch

Ein neues Portal soll eine transparente Online-Übersicht zur Aus-
stattung und zu den Angeboten von Krankenhäusern bereitstellen. 

Foto: Art_Photo / Adobe Stock

Qualitätsatlas Pflege veröffentlicht
Bei der Versorgung von Pflegebedürftigen im Heim gibt es regional große Unterschiede. Im Qualitätsatlas Pflege der AOK sind 

diese jetzt sichtbar. So zeigt sich in einigen Regionen eine problematische Tendenz, Bewohner*innen dauerhaft mit Beruhigungs- und 
Schlafmitteln ruhigzustellen. Alle Daten und Ergebnisse sind im Internet abrufbar. 

In einer groß angelegten 
Studie mit Daten von 350.000 
Pflegeheimbewohner*innen 
hat die AOK deutschlandweit 
die Versorgungsqualität von 
Einrichtungen untersucht. 
Die Ergebnisse vom „Quali-
tätsatlas Pflege“ begleiten 
den jährlichen Pflegereport 
der Kasse und sind unter 
www.qualitaetsatlas-pflege.de 
aufbereitet. Dort lassen sich die 
Ergebnisse nach Landkreisen 
oder Bundesländern aufschlüs-
seln und auch miteinander ver-
gleichen. Die Daten kommen 
aus dem Jahr 2021.

Ersichtlich ist unter anderem, 
wo problematische Dauerver-
ordnungen von Schlaf- und 

Beruhigungsmitteln häufig vor-
kommen. Diese Praxis ist dem-
nach in den westlichen Bun-
desländern verbreiteter als im 
Osten. Besonders im Saarland 
und in Nordrhein-Westfalen 
seien diese Werte hoch, so die 
Untersuchung. Bei Betroffenen 
könne dies zu Abhängigkeit, 
erhöhter Sturzgefahr und der 
Entstehung von Angstgefühlen 
oder Aggressionen führen. Dr. 
Antje Schwinger, Forschungsbe-
reichsleiterin Pflege beim WIdO 
(Wissenschaftliches Institut der 
AOK), erkennt hierin ein „ernst-
haftes Versorgungsproblem“.

Ein weiterer Untersuchungs-
bereich betrifft Krankenhaus-
aufenthalte von Demenzkran-

ken, die auf eine mangelhafte 
Flüssigkeitszufuhr zurückzu-
führen waren. Durchschnittlich 
betraf das vier Prozent der 
Demenzpatient*innen. In eini-
gen Landkreisen – in Bayern, vor 
allem an der deutsch-tschechi-
schen Grenze, in Niedersachsen, 
im Süden von Rheinland-Pfalz 
sowie in Nordrhein-Westfalen 
– war dieser Wert jedoch deut-
lich höher und lag teilweise bei 
über zwölf Prozent.

Zu den insgesamt zehn Ka-
tegorien, in denen es Daten 
gibt, gehören außerdem unter 
anderem sturzbedingte Kran-
kenhausaufenthalte und der 
Einsatz von ungeeigneten Arz-
neimitteln.  str

Neue Auswertung schlüsselt Daten zur Pflege nach Bundesländern und Landkreisen auf

Zur Versorgung Pflegebedürfti-
ger liefert die neue Internetsei-
te interessante Daten. 

Foto: photographee.eu / Adobe Stock
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Nachruf
Betroffen nehmen wir Abschied von der Vorsitzenden des 

SoVD-Landesverbandes Baden-Württemberg,

Cornelia Boldt,

die am 8. September im 
Alter von nur 67 Jahren 
plötzlich und unerwartet 
verstorben ist. 

Nach ihrem Umzug 
1989 von ihrer Heimat-
stadt Bremen an den 
Bodensee trat Cornelia 
Boldt im gleichen Jahr in 
den SoVD ein. Ab 1990 
war sie Mitglied im Vor-
stand des Ortsverbandes 
Singen. 2006 wurde sie in 
den Vorstand des Kreises 
Bodensee-Alb gewählt und war bis zuletzt Kreisvorsitzende 
und 2. Ortsvorsitzende in Bodman-Ludwigshafen. 

Seit 2007 bekleidete sie im Landesvorstand zunächst das 
Amt der Schriftführerin und in den letzten vier Jahren das 
der stellvertretenden Landesvorsitzenden. Am 1. April 2023 
wurde sie in der Landesverbandstagung im Schwarzwald 
von den Delegierten zur Landesvorsitzenden gewählt. 

Der SoVD verliert mit Cornelia Boldt eine engagierte Mit-
streiterin, die sich mit ganzer Kraft für soziale Gerechtigkeit 
einsetzte. Wir werden ihr ein ehrendes Andenken bewahren. 

 Der SoVD

Cornelia Boldt

Das Alzheimer-Risiko senken
Für Demenzerkrankungen gibt es heute leider noch keine Heilung. Aus der Forschung weiß man 

jedoch, dass es eine Vielzahl an Faktoren gibt, die demenzielle Erkrankungen begünstigen. Diese 
Faktoren zu vermeiden, kann das Risiko, beispielsweise an Alzheimer zu erkranken, deutlich senken. 
Auch das Fortschreiten von Demenz kann dadurch verlangsamt werden. 

„Man geht heute davon aus, 
dass ein gesunder, aktiver Le-
bensstil bis zu 40 Prozent des 
Risikos ausmacht, ob man eine 
Demenz bekommt oder nicht“,  
sagt Frank Jessen, der Leiter des 
Kölner Alzheimer Präventions-
zentrums (KAP). 

Die internationale Forschungs-
gruppe „The Lancet Commission 
on Dementia and Prevention“ hat 
Im Jahr 2020 zwölf Risikofakto-
ren aufgelistet, die das Alzhei-
mer-Risiko erhöhen. Die Liste 
beruht auf epidemiologischen 
Daten. 

Zwölf Faktoren begünstigen 
laut Studie Alzheimer

Im frühen Lebensalter zählt 
dazu vor allem schlechte Bil-
dung. Im mittleren Alter gehören 
zu den Risikofaktoren für eine 
höhere Gefährdung Hörverlust, 
Bluthochdruck, Schädel-Hirn-
Verletzungen, schädlicher Alko-
holkonsum und Übergewicht. Im 
höheren Alter steigern demnach 
Rauchen, Depression, soziale 
Isolation, körperliche Inaktivität, 
Diabetes und Luftverschmut-
zung die Wahrscheinlichkeit, an 
Alzheimer zu erkanken.

Jessen hebt drei Umstände 
besonders hervor. Gutes Hören 
gehört dazu. Wer schlecht höre, 
dessen Gehirn erhalte weniger 
Anreize. Auch guter Schlaf sei 
wichtig. Denn im Schlaf laufen 
im Gehirn Reinigungsprozesse 
ab. Dabei würden auch Amylo-
id-Plaques abgebaut, so Jessen. 
Eine chronische Schlafstörung 
erhöhe deshalb das Demenz-Ri-
siko. Zum Thema Kopfverletzun-
gen konkretisiert der Alzheimer-
Experte, dass damit nicht nicht 
allein schwere Verletzungen wie 
bei einem Autounfall gemeint 
sind, sondern auch häufige und 
leichte Verletzungen, wie sie bei 
manchen Sportarten vorkom-
men.

Präventionsforscher Jochen 
René Thyrian vom Deutschen 
Zentrum für Neurodegenerative 
Erkrankungen (DZNE) in Greifs-
wald macht deutlich, dass sich 
die Zwölf-Faktoren-Liste nur be-
dingt als „Gebrauchsanweisung 
für den Einzelnen“ eignet. Auf 
einen Unfall mit Kopfverletzung 
könne niemand Einfluss neh-
men und er lasse sich auch nicht 
nachträglich korrigieren. 

Bei anderen Faktoren sei der 
Zusammenhang nicht immer 
eindeutig herstellbar: So könne 
sozialer Rückzug ebenso eine 
Folge von Demenz sein wie zu 
ihrer Entstehung beitragen.

Geistige Aktivitäten wirken 
sich positiv auf Verlauf aus 

Andere Faktoren sind wiede-
rum eindeutig belegt und be-
einflussbar: gesunde Ernährung, 
Bewegung, kein Übergewicht 
und Rauchverzicht. Positiv auf 
den Verlauf von Demenz wirken 
sich in jedem Fall auch geistige 
Aktivitäten aus – ob Kreuzwort-
rätsel oder Sudoku, Lesen, Fern-
sehen und Unterhaltungen.

Bei der Alzheimer-Prophylaxe 
rückt infolge der Corona-Pande-

mie auch die Bedeutung sozia-
ler Aktivitäten und emotionaler 
Kontakte zunehmend ins Visier 
der Forschung. Der Grund: Im 
Zuge der strikten Corona-Regeln 
in Altenheimen verschlechterten 
sich die kognitiven Leistungsfä-
higkeit und der Gesundheitszu-
stand vieler demenziell erkrank-
ter Bewohner*innen gravierend. 

Vererbung von Demenz nur
in seltenen Formen

Grundsätzlich ist man sich im 
Hinblick auf die Risikofaktoren 
einig, dass es hierbei um statisti-
sche Wahrscheinlichkeiten geht. 
Das individuelle Risiko lässt sich 
aus der Vermeidung nicht direkt 
herleiten. Dafür ist der Mensch 
zu komplex, und zu viele andere 
Aspekte sind darüber hinaus zu 
berücksichtigen. 

Genetisch vererbt werden üb-
rigens nur seltene Formen von 
Demenz, etwa die familiäre Alz-
heimer-Krankheit. Bei anderen 
Demenzen ist die Genetik wie-
derum nur selten der alleinige 
Auslöser – auch nicht dann, wenn 
es zu Häufungen in der engen 
Verwandtschaft kommt. 

Nach Angaben der Weltge-
sundheitsorganisation (WHO) 
waren in Deutschland 2021 rund 
1,8 Millionen über 65-Jährige an 
Demenz erkrankt. Schätzungen 
zufolge ist die Alzheimer-Krank-
heit mit einem Anteil von circa 
60 bis 65 Prozent die häufigste 
irreversible Demenzform. Mit 
etwa 20 bis 30 Prozent folgen die 
gefäßbedingten („vaskulären“) 
Demenzen. Bei etwa 15 Prozent 
liegt eine Kombination beider Er-
krankungen vor. Andere Demenz-
formen finden sich nur bei 5 bis 
15 Prozent der Erkrankten. Wie 
stark diese Zahl ansteigt, hängt 
nicht zuletzt davon ab, wie sich 
die Risikofaktoren in der Bevöl-
kerung entwickeln. Veronica Sina

Viele Faktoren begünstigen Demenz – Vermeidung kann präventiv wirken 

Die Pandemie brachte den Bedeutungsaspekt sozialer Akti-
vität ins Visier der Demenz-Forscher*innen.

Foto: Lucas / Adobe Stock

Guter Schlaf mindert das Risiko, an Alzheimer zu erkranken.
Foto: fizkes / Adobe Stock

Die Altersgrenze der kostenlosen Brustkrebsvorsorge für gesetz-
lich Versicherte wird von 69 auf 75 Jahre angehoben. Ab dem kom-
menden Sommer sollen Frauen bis zu diesem Alter alle zwei Jahre 
an einem sogenannten Mammografie-Screening (Röntgen) zur Früh-
erkennung teilnehmen können. Bisher galt das für die Altersgruppe 
zwischen 50 und 69 Jahren. 

Die Neuregelung beschloss jetzt der Gemeinsame Bundesaus-
schuss (G-BA). Er ist das höchste Gremium der Selbstverwaltung im 
Gesundheitswesen aus Vertretenden der Ärzteschaft, der Krankenkas-
sen und der Krankenhäuser. Hintergrund ist eine Aktualisierung der 
europäischen Brustkrebsleitlinie der EU-Kommission, die empfiehlt, 
auch jüngere und ältere Frauen in die Früherkennung einzubeziehen. 

Der G-BA hatte das unabhängige Institut für Qualität und Wirt-
schaftlichkeit im Gesundheitswesen mit einer Nutzenbewertung be-
auftragt. Das Institut kam zu dem Schluss, dass die Vor- die Nachteile 
überwiegen. Möglichen Schäden durch falsch positive Befunde oder 
Überdiagnosen stünde jeweils ein brustkrebsspezifischer Überle-
bensvorteil gegenüber, der größer sei.

Mit zuletzt rund 70.000 diagnostizierten Neuerkrankungen jähr-
lich ist Brustkrebs (medizinisch: Mammakarzinom) nach Angaben des 
Deutschen Krebsforschungszentrums (DKFZ) die mit Abstand häufigs-
te Krebserkrankung bei Frauen in Deutschland. Das mittlere Alter, in 
dem Frauen die Diagnose Brustkrebs erhalten, liege bei rund 64 Jah-
ren. Es gibt heute bessere Heilungschancen als noch vor zehn Jahren.

Etwa 2,5 Millionen Frauen zusätzlich könnten nach Angaben aus 
dem G-BA von der Ausweitung der Früherkennung profitieren. Umge-
setzt werden soll die Neuregelung zum 1. Juli 2024. Ab dann sollen 
sich die neu anspruchsberechtigten Frauen für einen Untersuchungs-
termin anmelden können. Mit Info-Broschüren etwa in Arztpraxen 
soll zuvor über die Einzelheiten informiert werden. Automatische 
Einladungen zum Screening wie bei den bisherigen Altersgruppen 
sind wegen der Umstellung erst später geplant. dpa / veo 

Auch ab 70 kostenlos 
zur Mammografie 

Altersgrenze der kostenlosen Vorsorge wird angepasst

Brustkrebs ist weiterhin die häufigste Krebserkrankung bei Frau-
en in Deutschland. Nun werden die Früherkennungsmöglichkei-
ten ausgeweitet. Auch Frauen ab 70 sollen künftig kostenfrei zur 
Mammografie gehen können.
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Nicht jeder nutzt Check-ups

Vorsorgemuffel
Ein Viertel der Bundesbür-

ger*innen nimmt Präventions-
untersuchungen nicht wahr. 
Das geht aus einer aktuellen 
Studie hervor. Demnach lassen 
nur 47 Prozent ein Hautkrebs-
Screening machen. Lediglich 64 
Prozent haben schon einmal ein 
Blutbild erstellen lassen. 20 Pro-
zent aller Frauen nutzen nicht 
die gynäkologischen Check-ups. 
Und bloß 17 Prozent der Männer 
gehen zu Hodenkrebs-Vorsorge-
untersuchungen.

Die Daten gehen aus dem 
„Health Report 2023“ des Phar-
maherstellers Stada (Bad Vilbel) 
hervor. Für den Bericht wurden 
von März bis April dieses Jahres 
32.000 Menschen aus 16 europä-
ischen Ländern befragt. Bei den 
Gründen spielt auch Unwissen 
eine Rolle: So sind 29 Prozent 
unsicher, welche Präventions-
leistungen von der Krankenkas-
se abgedeckt sind. veo

Kurz  
berichtet

Rosa Zettel mit Verfallsdatum

Gewaltopfer gehen oft leer aus 

Rezept zu alt

Kein Ausgleich 

Auf Medikamenten-Packun-
gen steht „verwendbar bis“. Aber 
wie lange gelten ausgestellte 
Rezepte? Die rosa Zettel sind bis 
zu 28 Tage nach dem Ausstel-
len einlösbar. Apotheker*innen 
dürfen Rezepte nach Ablauf der 
Gültigkeit nicht mehr beliefern.  
Die Frist soll verhindern, dass 
Arzneimittel erst abgeholt und 
eingesetzt werden, wenn für 
ihre Einnahme tatsächlich kein 
Anlass mehr besteht. Anstelle 
der rosa Rezept-Zettel sollen 
bald mehr elektronische Rezep-
te zum Zug kommen. 

Laut einer Erhebung der Or-
ganisation Weißer Ring haben 
die zuständigen Ämter 2022 
fast die Hälfte aller Anträge auf 
Entschädigung von Gewaltop-
fern abgelehnt. Von deutsch-
landweit rund 13.200 erledig-
ten Anträgen wurden demnach 
circa 6.300 abgewiesen, rund  
47,3 Prozent. Offenbar wurden 
im Jahr 2022 nur etwas mehr 
als ein Viertel der Anträge ge-
nehmigt. Die anderen Fälle 
seien aus „sonstigen Gründen“ 
erledigt worden. Das ist etwa 
der Fall, wenn der Antrag zu-
rückgezogen wird, der oder die 
Antragsstellende stirbt oder 
das Amt den Fall an ein anderes 
Bundesland abgibt. Der Weiße 
Ring spricht von einem neuen 
historischen Tiefpunkt. dpa 

Gelebte Gemeinschaft am „tag des wir“
In diesem Jahr gab es rund um den SoVD-Aktionstag „tag des wir“ so viele Veranstaltungen, dass nicht alle in der September-Ausgabe 

berücksichtigt werden konnten. Deshalb kommt hier ein weiterer Bericht, der Aktionen aus verschiedenen Regionen zwischen Ende 
August und Mitte September abdeckt. Die spannenden Einblicke bleiben aus Platzgründen trotzdem unvollständig.

Das Berufsbildungswerk 
(BBW) in Stendal, eine Toch-
tergesellschaft des SoVD, en-
gagierte sich im Rahmen des 
Aktionstages bei der Bürger-
initiative Stendal e. V. (BIS). 
Auszubildende des Bereiches 
Ernährung / Hauswirtschaft be-
reiteten mit Tagesgästen der 
Einrichtung einen Obstsalat 
und zwei Kuchen zu. Die an-
gehenden Fachpraktiker*innen 
für personale Dienstleistungen 
machten den Gästen verschie-
dene Beschäftigungsangebo-
te. So wurde etwa ein kleiner 
Wettbewerb ausgetragen, wer 
am schnellsten eine wenig ge-
füllte Wasserflasche auf einem 
Tuch zu sich heranzieht.

„Die Zusammenarbeit zwi-
schen der BIS und dem BBW 
passt einfach. Das hat der Ak-
tionstag wieder einmal gezeigt. 
Die Gäste und Teilnehmenden 
hatten Spaß und es sind in der 
Zusammenarbeit tolle Dinge 
entstanden. Vielen Dank an alle 
Beteiligten!“, fassten BIS-Vor-
standsmitglied Angela Kemena, 
Pflegedienstleiterin Franziska 
Rudolf und Projektleiter Tobias 
Krauel vom BBW Stendal den 
Aktionstag zusammen.

„Flugtag“ für Menschen
mit Behinderungen

Der SoVD-Ortsverband Neu-
lußheim-Schwetzingen in Ba-
den-Württemberg hatte zum 
„tag des wir“ für das Wohnhaus 
Hockenheim, eine Einrichtung 
der Lebenshilfe, etwas wirklich 
Ungewöhnliches organisiert: 
einen „Flugtag“. In Kooperation 
mit dem Flugsportverein Spey-
er konnten die Bewohner*innen 
ihre Heimat von oben betrach-
ten. 

Zwei Piloten des Vereines 
halfen ihren Passagier*innen 
aus der Wohngruppe zu den 
Motorflugzeugen und assis-
tierten ihnen bei der Ein-

nahme ihrer Plätze. Mehrere 
Flugzeuge, besetzt mit je zwei 
Bewohner*innen, einer Betreu-
ungsperson und einem Piloten, 
starteten nacheinander zu ei-
nem eindrucksvollen Rundflug. 

Druckerei-Besuch mit 
Inklusionslesezeichen

Kathi Schwonke und Jan Mir-
beth von der SoVD-Bundesge-
schäftsstelle organisierten in 
Berlin für Schüler*innen der Jo-
hanna-Eck-Schule einen Besuch 
in der USE-Druckerei (Union 
Sozialer Einrichtungen gemein-
nützige GmbH). 

Dort sahen die Jugendlichen, 
wie ihre vorher gestalteten In-
klusionslesezeichen gefertigt 
werden. Sie lernten dabei den 
Druckprozess ihrer Arbeiten 
kennen und erfuhren außerdem 
mehr über Behinderung im Be-
ruf und über die berufliche Inte-
gration mit der USE.

„Tag gegen Einsamkeit“
des SoVD Braunschweig

Der SoVD-Kreisverband 
Braunschweig hatte zu einem 
„Tag gegen Einsamkeit“ in das 
Begegnungszentrum Gliesma-
rode eingeladen. Dirk Swin-
ke, Vorstandsvorsitzender des 
SoVD Niedersachsen, richtete 
ein Grußwort an die etwa 300 
Teilnehmenden. 

Berater des SoVD halfen bei 
Fragen zu sozialrechtlichen 
Problemen weiter. Auch Rolf 
Kamphenkel vom Behinderten-
beirat Braunschweig beriet in 
Geprächen. Für Essen und mu-
sikalische Begleitung durch das 
Drehorgel-Orchester Braun-
schweig war ebenfalls gesorgt. 
„Wir haben viele interessante 
Gespräche geführt und planen 
so einen Tag auch wieder für 
das kommende Jahr“, sagte Rei-
ner Knoll, 1. Kreisvorsitzender 
des SoVD in Braunschweig. 

 Sebastian Triesch

Aktionen des SoVD führen viele Menschen für vielfältige Aktivitäten zusammen

Das Berufsbildungswerk (BBW) Stendal organisierte Aktivitäts-
spiele bei der dortigen Bürgerinitiative. 

Gemeinsam wurde in Stendal der Obstsalat zubereitet. 

Die Schüler*innen in Berlin konnten beim Besuch der Druckerei 
interessante Techniken kennenlernen. 

Foto: Kathi Schwonke

V. li.: Wolfgang Neltner, Reiner Knoll, Kai Bursie, Monika Henke 
(SoVD Braunschweig) und NDS-Vorstandsvorsitzender Dirk Swinke.

Foto: Thorsten Böttcher

Hoch hinaus mit dem Ortsverband Neulußheim-Schwetzingen. 
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SoVD erkämpft Erwerbsminderungsrente
Plötzlich ist das Leben völlig anders: 2011 erleidet der damals 47-jährige Alexander S. (Name wurde geändert) einen Schlaganfall. Seinen Beruf als Drucker kann 

er jetzt nur noch mit großen Schwierigkeiten ausüben – bis er ihn schließlich aufgeben muss. Danach findet S. zwar wieder einen Job, arbeiten kann er wegen seiner 
Gesundheit aber nur als Hilfsarbeiter. Als er entlassen und zudem eine chronisch obstruktive Lungenerkrankung (COPD) diagnostiziert wird, stellt S. einen Antrag auf 
Erwerbsminderungsrente. Doch die Deutsche Rentenversichersicherung lehnt seinen Antrag auf Empfehlung eines Gutachtens ab. Daraufhin bittet S. den SoVD um Hilfe. 
Auch als in Widerspruchs- und Klageverfahren erstellte Gutachten trotz massiver gesundheitlicher Einschränkungen ebenfalls negativ ausfallen, macht sich der Verband 
weiter für sein Mitglied stark – mit dem Ergebnis, dass die Deutsche Rentenversicherung S. in einem Vergleich eine volle Erwerbsminderungsrente zugesteht.

Wer wie Alexander S. unter COPD leidet, kann oft seinen Beruf nicht mehr ausüben. Eine Erwerbs-
minderungsrente ist da häufig der einzige Ausweg.

NiedersachsenNDS

Kleiner Einsatz, große Wirkung:  
Hinterlassen Sie bleibenden Eindruck!

www.sovd-shop.de
Schauen Sie vorbei, und entdecken Sie die Werbemittelwelt des SoVD:

Ob praktische Helferlein im Alltag, Streuartikel für Ihren Messestand oder 
kleine Präsente für Technik-Freunde – in unserem Werbemittel-Shop finden Sie 
viele Artikel, mit denen Sie Ihre ehrenamtliche Arbeit unterstützen oder  
einfach anderen eine Freude machen können. Damit bleiben Sie in  
Erinnerung, denn – über ein kleines Geschenk freut sich jeder!

Alexander S. arbeitet gerne 
als Drucker, doch 2011 ändert 
ein Schlaganfall alles für ihn. 
Die nächsten zwei Jahre kann 
er seiner Arbeit nur noch mit 
großen Schwierigkeiten nach-
gehen – bis es schließlich gar 
nicht mehr geht und er seinen 
Beruf aufgeben muss. Ein Jahr 
ist S. danach arbeitslos. „Um 
wieder in den Beruf zu finden, 
habe ich an einer Maßnahme 
teilgenommen“, erzählt S. Er fin-
det zwar einen Job in derselben 
Branche, kann aber nur noch 30 
Stunden in der Woche arbeiten 
und wird als Hilfsarbeiter im 
Bereich Digitaldruck einge-
stellt. „Ich habe circa 900 Euro 
brutto verdient. Das hat einfach 
nicht zum Leben gereicht. Des-
halb musste ich einen Zuschuss 
vom Staat beantragen“, erinnert 
sich S.

Antrag auf Erwerbsminde-
rungsrente scheitert

In den nächsten Jahren set-
zen S. aber nicht nur finanzi-
elle Schwierigkeiten zu. Auch 
gesundheitlich geht es ihm 
schlechter. Und das nicht nur 
körperlich. 2018 bekommt er 
gleich zwei schlechte Nach-
richten: Er wird entlassen und 
es wird die chronische Lun-
genkrankheit COPD bei ihm 
diagnostiziert, woraufhin er 
dauerhaft krankgeschrieben 
wird. S. beschließt, den Kampf 
um eine Erwerbsminderungs-
rente aufzunehmen, und stellt 

einen Antrag. Allerdings befin-
det das im Antragsverfahren 
erstellte Gutachten, dass die 
vorliegenden gesundheitlichen 
Einschränkungen nicht die Vor-
aussetzungen für eine Erwerbs-
minderungsrente erfüllen. Der 
Antrag wird abgelehnt. 

„Die ganze Situation und 
besonders die Ablehnung von 
meinem Antrag hat mich psy-
chisch sehr stark belastet“, so 
S. Er wendet sich an den SoVD, 
der für ihn Widerspruch einlegt. 
Doch, wie zuvor der gestellte 
Antrag, wird auch der Wider-
spruch von der Deutschen Ren-
tenversicherung nach einem 
negativen Gutachten mit der 
Begründung abgelehnt, dass 
die gesundheitliche Verfassung 
von S. für eine Bewilligung 
nicht kritisch genug sei. 

„Wir schauen uns die Gut-
achten unserer Mitglieder sehr 
genau an. Dieses war absolut 
nicht überzeugend, da es in 
keiner Weise den schlechten 
Gesundheitszustand von Ale-
xander S. widerspiegelt, der 
zudem klar von medizinischen 
Unterlagen seiner behandeln-
den Mediziner*innen belegt 
wird. Daher haben wir zu ei-
nem Klageverfahren geraten“, 
erklärt Frank Rethmeier, Leiter 
des Sachgebietes Sozialrecht 
beim SoVD-Landesverband in 
Niedersachsen, der den Fall von 
Alexander S. für das Klagever-
fahren am Sozialgericht (SG) in 
Hildesheim übernimmt. 

Erfolgreicher Ausgang trotz 
negativer Gutachten

Das SG lässt am Universitäts-
klinikum Göttingen ein drittes 
Gutachten erstellen, doch auch 
jetzt wird dem Kläger wieder 
keine Erwerbsminderungsrente 
zugestanden. Da die von seinen 
behandelnden Mediziner*innen 
erstellten Unterlagen aber ein-
deutig belegen, wie schlecht 
es S. geht, setzt sich der SoVD 

weiter für sein Mitglied ein. Und 
es zahlt sich aus. Die Deutsche 
Rentenversicherung bietet ei-
nen Vergleich an – eine volle 
Erwerbsminderungsrente. 

„Der Anruf von Herrn Reth-
meier war wie eine Erlösung 
für mich. Ich bin dem SoVD so 
dankbar für die Unterstützung. 
Alleine hätte ich das nie ge-
schafft“, so S. Frank Rethmeier 
sieht in dem Ausgang des Falls 

eine Bestärkung für andere Be-
troffene: „Der Erfolg von Ale-
xander S. zeigt, dass es sich 
auch bei negativen Gutachten 
gegebenenfalls lohnen kann, 
nicht aufzugeben. In solchen 
Fällen ist vor allem die Unter-
stützung der behandelnden 
Mediziner*innen in Form ent-
sprechender aussagekräftiger 
Unterlagen wichtig. Sie können 
einiges bewirken.“   esch

Foto: Daniel Jędzura / Adobe Stock
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Anzeige

Zum Artikel „Erneuter Griff in 
die Taschen der Versicherten“, 
Seite 2 in der September-Aus-
gabe, schreibt unser Mitglied 
Lothar Barendt aus Munkbrarup 
(Schleswig-Holstein) verärgert:

Der Herr Lauterbach zeigt mal 
wieder sein wahres Gesicht. Vie-
les versprechen, aber im gleichen 
Atemzug mitteilen, dass mit einer 
Anhebung des Beitragssatzes zu 
rechnen ist. Und eine Anhebung 
der Beitragsbemessungsgrenze 
nicht erfolgen werde. 

Ebenso ist es mit Stärkung der 
gesetzlichen Krankenversiche-
rung, die Herr Lindner dem / der 
Bundesbürger / -in verweigert.

Aber bei uns ist es leider so, 
dass der Deutsche im Allgemei-
nen immer meint, am Ende des 
Tunnels noch ein Licht zu sehen; 
es ist meiner Meinung nach ein 
Rücklicht und kein Lichtschein 
für die Zukunft. Man muss nicht 
die AfD wählen, aber es gibt auch 
andere Parteien, die gerne mehr 

Verantwortung hätten. Ich frage 
mich bloß: Was ist aus unserem 
Sozialsystem geworden? Und wo 
geht es noch mit ihm und uns hin?

Thomas Rößner aus Salzgit-
ter (Niedersachsen) bezieht sich 
auf den Brief einer Leserin auf 
Seite 20 im September, die sich 
wegen der hohen Pflegekosten 
gegen eine weitere Anhebung 
des Mindestlohnes aussprach:

Selbst ein gestiegener Mindest-
lohn deckt nicht die durch die 
Inflation entstandenen höheren 
Lebenshaltungskosten. Viele Min-
destlohnempfänger, vor allem Fa-
milien, müssen noch ergänzend 
Bürgergeld beziehen, übrigens 
auch eine soziale Unterstützung, 
damit sie das sogenannte „Exis-
tenzminimum“ erreichen [...]. 

Der Abstand vom Arbeitseinkom-
men zum Bürgergeld sei zu gering, 
sodass sich arbeiten nicht lohnt, 
heißt es. Da wundert es nicht, dass 
das Interesse an mit Mindestlohn 

bezahlten Pflegeberufen gering 
ist. Dabei sind gerade Pflegekräfte 
rar, werden händeringend gesucht 
und müssen bereits im Ausland 
angeworben werden. Und selbst 
das deckt den Bedarf nicht.

Weniger die Kosten als die 
fachgerechte Pflege Ihrer Mutter 
sollte Ihnen wichtig sein, die un-
ter den genannten Bedingungen 
nicht unbedingt gewährleistet ist, 
denn wer will schon für so wenig 
Geld diese Arbeit machen.

„Viel zu tun für mehr Barriere-
freiheit“, zeigte unter anderem 
eine Diskussion bei SoVD.TV 
(Juni-Ausgabe, Seite 7). Wiebke 
Brandeloh (per E-Mail, NRW) 
fühlt sich „nicht erwünscht“:

Ich bin eine spastisch gelähm-
te Rollstuhlfahrerin und wage es 
trotzdem, kulturell interessiert zu 
sein. Schon allein der Kartenvor-
verkauf für [...] Konzerte sowie 
für ähnliche Veranstaltungen [...] 
gestaltet sich sehr schwierig. Oft 

„Kaum Interesse an Pflege zum Mindestlohn“
Briefe an die Redaktion

Pflegeberufe sind wichtige Arbeit, von der man leben können muss.
Foto: David L / peopleimages.com / Adobe Stock

In dieser Rubrik veröffentlichen wir auszugsweise Zuschriften, die sich auf Artikel in der SoVD-Zei-
tung beziehen. Es handelt sich um Meinungsäußerungen, die nicht unbedingt SoVD-Positionen wider-
spiegeln. Ein Recht auf Veröffentlichung besteht nicht. Bitte richten Sie Ihre Post an: SoVD, Redaktion  
& digitale Medien, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin, oder per E-Mail an: redaktion@sovd.de.

sind die Vorverkäufe nur noch 
über die Veranstalter möglich. 
Diese haben aber zum Beispiel 
für Rollstuhlfahrer mit Begleitper-
son überhaupt keine Platzkarten 
vorgesehen, was in meinen Augen 
schon Ausgrenzung behinderter 
Menschen ist. [...] 

Leider war mein Rollstuhl für 
die Konzertmanager immer ein 
Dorn im Auge, und mir wurde 
vor den Konzerten immer gesagt, 
dass ich hier nicht stehen dürfe 

und dort nicht stehen dürfe. [...] 
An Brandschutz zu denken und 
Fluchtmöglichkeiten freizuhalten, 
ist eine sehr gute Sache, aber da-
bei sollten Rollstuhlfahrer nicht 
ausgeschlossen und wie Möbel-
stücke behandelt werden. [...]

Behinderte Menschen haben 
es oft noch viel schwerer, Frei-
zeitveranstaltungen zu erreichen. 
Wenn sie es geschafft haben, soll-
ten sie nicht noch von Platzan-
weisern „behindert werden“.
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Grafik: VectorBum / Adobe Stock

Nach dem heißen Sommer werfen die Bäume nun langsam ihr Laub ab und die Tiere bereiten sich 
auf den nahenden Winter vor. Auf diesem Bild kann man mehrere Eichhörnchen bei der Futtersuche 
beobachten – aber wie viele sind es genau? Ihre Zahl ist die von uns gesuchte Lösung.  

Rolands RätseleckeTipp für Kinder

Herbstliches Suchspiel im LaubWarum bekommen Bäume
einen Sonnenbrand?

Kinder stellen schlaue Fragen, auf die auch die Großen nicht im-
mer gleich eine Antwort haben: Warum heißen Meerschweinchen 
so, obwohl sie gar nicht im Meer wohnen? Oder warum können 
Bäume einen Sonnenbrand bekommen? Zum Glück für alle klei-
nen und großen Schlaumeier gibt es auf diese Fragen ganz viele 

Antworten – und genauso 
viel Spaß.

Dieses Buch verpackt 
Sachwissen in unterhaltsa-
me Vorlesegeschichten mit 
Aha-Effekt. Da können auch 
Eltern und Großeltern noch 
etwas dazulernen!

Anne Scheller, Susanne 
Orosz, Barbara Korthues: Wa-
rum bekommen Bäume einen 
Sonnenbrand? Ellermann, 128 
Seiten, ab 5 Jahren, ISBN: 978-
3-7514-0073-2, 16 Euro.

Möchtest du ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann löse das nebenstehende Rätsel und schicke die Lösung mit 
dem Betreff „Bäume mit Sonnenbrand“ per E-Mail an: verlosung@
sovd.de oder per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Oktober.

Vorbilder, die Mut machen
Fast in jeder größeren Stadt gibt es sogenannte Problemviertel. Damit sind Gegenden gemeint, in 

denen Menschen leben, die wenig Geld haben – etwa, weil sie arbeitslos sind. Dort gibt es meistens 
wenig Freizeitangebote für Kinder und Jugendliche. Die Männer und Frauen von „Hood Training“ 
wollen das ändern. Sie bieten kostenlose Sport- und Boxstunden an. Damit sind sie wichtige Vorbilder, 
die neben Selbstbewusstsein auch Werte wie Zuverlässigkeit und Respekt vor anderen vermitteln.

Der Begriff „Hood“ ist eine Ab-
kürzung für das englische Wort 
„neighbourhood“. Auf Deutsch 
bedeutet das „Nachbarschaft“ 
oder „Viertel“. Die Sportkurse 
von „Hood Training“ finden also 
dort statt, wo die Kinder auch 
wohnen und zur Schule gehen. 
Das Angebot sorgt somit da-
für, dass die Jugendlichen sich 
nicht ganz allein gelassen füh-
len. Und es verhindert oftmals, 
dass sie auf dumme Gedanken 
kommen, etwa weil sie in ihrer 
Freizeit sonst nichts mit sich 
anzufangen wissen.

Neben Boxen bietet „Hood 
Training“ auch Wettbewerbe 
für Musik, Arbeitsgruppen an 
Schulen, Videoprojekte und 
Hip-Hop-Workshops an. Dabei 
geht es nicht nur darum, Spaß 
zu haben. Ganz nebenbei lernen 
die Kinder Vorbilder kennen, die 
ihnen Mut machen und sagen: 
„Macht die Schule fertig!“

In Bremerhaven bietet Aytac 
Alsancak (21) jeden Sonntag 
ehrenamtlich Boxunterricht 
an. Zu ihm kommen zahlreiche 
Kinder im Alter von vier bis 
13 Jahren. Sie schauen zu ihm 

auf. Alsancak weiß, wie wichtig 
seine Arbeit ist. Denn er selbst, 
gibt er zu, habe so etwas nicht 
gehabt. Sonst wäre in seinem 
Leben vielleicht einiges anders 
gelaufen. Er habe zwar früh 
mit dem Boxen angefangen 
und auch auf Meisterschaften 
gekämpft. Mit 15 Jahren sei er 
jedoch an die falschen Freunde 
geraten und habe angefangen, 
Unsinn zu machen.

Heute hat der 21-Jährige sein 
Leben im Griff. Aytac Alsancak 
ist pünktlich und zuverlässig. In 
den Boxstunden, sagt er, lernen 
die Kinder und Jugendlichen  
nicht nur, sich zu behaupten. 
Es gehe auch darum, ihnen ein 
Beispiel hinsichtlich Respekt, 
Hilfsbereitschaft und Sauber-
keit zu geben. Das sei gerade 
in Problemvierteln nicht immer 
selbstverständlich.

Beim Boxunterricht von Aytac Alsancak geht es weniger um das 
Kämpfen als vielmehr um das Lernen von Regeln und Respekt.

Foto: Hauke-Christian Dittrich / picture-alliance

Voll engagiert

Gut, dass einem dieser gefährliche Dinosaurier beim Spaziergang 
im Wald nicht mehr begegnen kann! Findest du die zehn Fehler, die 
sich im unteren Bild eingeschlichen haben?

Auf Seite 18 kannst du nachsehen, ob du richtig liegst.  

Fröhliche Fehlersuche

Achtung, Dinosaurier!

Grafik: nataljacernecka / Adobe Stock
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Denksport

Fotos: Narlock Photography, sunnychika / Adobe Stock; Montage: SoVD

Den in der Überschrift zitierten Spruch „Eichen sollst du weichen, 
Buchen sollst du suchen“ würden wir gerne um weitere Bäume er-
gänzen und Sie bitten, diesen die Blätter von 1 bis 8 zuzuordnen: 
Kastanie, Birnbaum, Ahorn, Esche, Birke, Linde, Stieleiche, Buche.

Die Auflösung finden Sie auf Seite 18 dieser Ausgabe.

Buchen sollst du suchen

Die Insel der 
Tausend Leuchttürme

Auf der Insel Eydernorn will Hildegunst von Mythenmetz seine 
Allergie gegen Bücherstaub kurieren. Neugierig erforscht er die 
bizarre Fauna und Flora des Eilands und widmet sich unter ande-
rem den hundertelf Leuchttürmen, die in der Nacht funkeln wie 
tausend. Alles könnte so erholsam sein, wären da nur nicht die im-
mer bedrohlicher werdenden 
Begegnungen mit hungrigen 
Belphegatoren, aufdringlichen 
Strandlöpern oder monströsen 
Frostfratten. 

Wie jeder Zamonienroman 
erzählt auch dieser eine in sich 
geschlossene Geschichte, die 
Neueinsteigern unterhaltsam 
und mühelos den Weg in den 
Moers‘schen Kosmos bahnt. 

Walter Moers: Die Insel der Tau-
send Leuchttürme. Penguin, 656 
Seiten mit zahlreichen Illustrati-
onen, ISBN: 978-3-328-60006-0, 
42 Euro. 

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie mit dem Betreff „Die Insel der Tausend Leucht-
türme“ entweder per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder per Post 
an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsen-
deschluss ist der 15. Oktober.

Buchtipp

Gemeinsam mit seiner damaligen Frau Maria Shriver, der Nichte von 
John F. Kennedy, feierte Arnold Schwarzenegger seinen Wahlsieg.

Politisches Schwergewicht
Für viele verkörpert er den amerikanischen Traum: Aus der Steiermark kam Arnold Schwarzenegger 

1968 in die USA und wurde zum Hollywoodstar („Terminator“). Mit seiner Wahl zum Gouverneur des 
Bundesstaates Kalifornien am 7. Oktober 2003 schrieb der „Gouvernator“ schließlich Geschichte.

Mit ihm verbindet man vor 
allem zwei Dinge: Bodybuil-
ding und Actionfilme. Weniger 
bekannt dagegen ist, dass der 
gebürtige Österreicher auch 
einen Studienabschluss in Wirt-
schaftslehre besitzt und leiden-
schaftlich gerne Schach spielt.

Seine Popularität verhalf dem 
mehrfachen Mister Olympia 
auch in sein politisches Amt. Als 
Gouverneur von Kalifornien för-
derte Schwarzenegger auf der 
einen Seite den Umweltschutz, 
setzte auf der anderen aber 
auch allen Gnadengesuchen 
zum Trotz die Todesstrafe um.

Vor zwanzig Jahren wurde Arnold Scharzenegger Gouverneur von Kalifornien

Foto: Chris Carlson / AP / picture-alliance

Schauspielerin Christina Athenstädt (re.) mit der Anwältin Pamela 
Pabst, auf deren Leben „Die Heiland – Wir sind Anwalt“ basiert.

Eine Rolle mit Signalwirkung
In der Serie „Die Heiland – Wir sind Anwalt“ spielt Christina Athenstädt eine blinde Juristin. Hierzu 

erreichen sie viele berührende Zuschriften von Menschen, die sich darüber freuen, dass die Heldin der 
Geschichten eine engagierte Frau ist, deren Behinderung sie nicht davon abhält, anderen zu helfen. 

Vorbild für die Serie ist die 
Rechtsanwältin Pamela Pabst, 
die tatsächlich blind ist. Sie un-
terstützt Christina Athenstädt 
dabei, überzeugend zu agieren. 
Und das kommt beim Publikum 
gut an. Viele Briefe und E-Mails, 
so Athenstädt, lobten den Um-
stand, dass die Sehbehinderung 
der Hauptfigur nicht das vorran-
gige Thema ist. Romy Heiland 
sei eine gute Anwältin, die nun 
einmal blind sei. Punkt.

„Die Heiland – Wir sind Anwalt“ 
läuft dienstags um 20.15 Uhr im 
Ersten und ist zudem in der ARD-
Mediathek verfügbar.

Als blinde Anwältin „Romy Heiland“ bekommt Christina Athenstädt viel Fanpost

Foto: Rudolf Wernicke / ARD

Von Stralsund in die Eifel
Als Kriminalkommissarin Nina Petersen versah sie lange ihren Dienst in der ZDF-Reihe „Stralsund“. 

Für die Neuauflage von „Mord mit Aussicht“ wechselte sie in ein Dorf in der Eifel – wieder als Polizistin. 
Am 15. Oktober feiert Schauspielerin Katharina Wackernagel ihren 45. Geburtstag.

Auf dem Bildschirm ist sie ver-
gleichsweise oft als Ermittlerin 
zu sehen. Das liegt auch daran, 
dass die Schmunzelkrimis aus 
dem fiktiven Ort Hengasch eine 
riesige Fangemeinde haben. 
Doch natürlich hat Katharina 
Wackernagel bereits in ganz an-
deren Rollen überzeugt.

Sie spielte unter anderem in 
dem Kinofilm „Das Wunder von 
Bern“ mit. Viel Anerkennung 
erhielt Wackernagel zudem für 
ihre Darstellung der Mutter ei-
nes behinderten Mädchens in 
dem Drama „Contergan – eine 
einzige Tablette“.

Katharina Wackernagel spielt in „Mord mit Aussicht“ erneut eine Kommissarin

Grund zur Freude: Kommendes Jahr zeigt das Erste neue Folgen 
von „Mord mit Aussicht“ mit Katharina Wackernagel.

Foto: Ben Knabe / ARD
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Variante: LEICHT

Variante: MITTEL

Auflösung des 
Vormonats

Auflösung des 
Vormonats

Die beiden  
Diagramme sind 
mit den Zahlen 1 
bis 9 aufzufüllen.

Dabei darf jede 
Zahl in jeder Zeile 
und jeder Spalte 
und in jedem 3x3-
Feld nur einmal 
vorkommen.

199

4 6 9 1
3 5 2 8 7
7 1 6 3 9
1 6

1
2 6

7 6 8 2 5
8 6 5 3 1

4 3 8 6

7 4 6 1
6 2 9

2 7 6
6 8 9 5

4
3 2 1 8

3 8 1
2 9 8
8 1 4 3

1 6 5 9 2 7 8 4 3
9 3 8 4 6 1 7 5 2
7 2 4 5 3 8 1 9 6
6 9 3 8 1 4 2 7 5
2 8 1 7 5 3 4 6 9
5 4 7 2 9 6 3 1 8
4 7 9 3 8 5 6 2 1
3 5 6 1 7 2 9 8 4
8 1 2 6 4 9 5 3 7

6 1 8 2 5 7 9 3 4
4 3 7 1 9 8 5 6 2
9 2 5 6 4 3 1 8 7
7 6 9 8 1 2 4 5 3
1 5 4 3 6 9 7 2 8
3 8 2 4 7 5 6 1 9
2 7 6 5 3 4 8 9 1
8 9 1 7 2 6 3 4 5
5 4 3 9 8 1 2 7 6

Möchten Sie einen weiteren (hier nicht abgebildeten) Buchpreis 
gewinnen? Dann notieren Sie die eingekreisten Zahlen von oben 
nach unten und schicken Sie diese per E-Mail an: sudoku@sovd.de 
oder per Post an: SoVD, Redaktion, „Sudoku“, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Oktober.

Buchtipp

Das kann ja kein Schwein lesen
Redensarten hinterfragt

Im späten Mittelalter gab in 
der Region Dithmarschen eine 
großbäuerliche Oberschicht den 
Ton an. An erster Stelle stand 
dabei die Familie Swyn (platt-
deutsch für „Schwein“). Aus ihr 
gingen Richter und Ratsherren 
hervor – die Swyns galten also 
allgemein als gebildete Leute.

Zuständig für die Beglaubi-
gung von Dokumenten war der 
Landvogt Marcus Swyn. Konnte 
man das jeweilige Schriftstück 
nicht entziffern, dann sagten 
die Leute: „Dat kann keen Swyn 
lesen!“ Erst später übertrug sich 
die Redensart auf die Paarhufer 
gleichen Namens. Schweine sind kluge Tiere, lesen können sie freilich dennoch nicht.

So goldig wie geheimnisvoll
Hätten Sieʼs gewusst?

Nahe der Stadt Aleppo suchte 
der Zoologe Israel Aharoni nach 
Labortieren für die Universität 
Jerusalem. Dabei stieß er über-
raschend auf eine Familie der 
Art Mesocricetus auratus. Diese 
scheuen Goldhamster kommen 
nur in einem kleinen Gebiet in 
Syrien vor und galten eigentlich 
als ausgestorben.

Heute dürfte der Bestand do-
mestizierter Nager gesichert 
sein. Möglich machte das ein 
in freier Wildbahn gefangenes 
Weibchen und ein Geschäfts-
mann. Dieser begann in den 
1940er-Jahren damit, die gold-
gelben Hamster als Haus- und 
Streicheltiere zu vermarkten.

Bevor der Goldhamster vor rund 80 Jahren seinen Siegeszug als 
Haustier antrat, war nur wenig über den putzigen Gesellen bekannt.

Über wild lebende Goldhamster ist wenig bekannt. Sie existieren vermutlich schon länger als die 
Menschheit. Doch erst 1930 gelang es, einen Bau der Nager im heutigen Syrien auszugraben. Von 
den zwölf dabei gefangenen Tieren überlebten allerdings nur drei Männchen und ein Weibchen. Von 
ihnen stammen sämtliche Goldhamster ab, die heute als Haustiere gehalten werden.

Die Katze des Papstes
Dem einsamen und kränklichen Papst erscheint eines Nachts 

eine sprechende Katze – durch das geschlossene Fenster. Wie 
nicht anders zu erwarten, reagiert der Papst mit Verwunderung. 
Dann aber lässt sich der Kirchenmann doch auf ein Gespräch 
mit seinem höflichen und zutraulichen Gast ein. Und mehr noch: 

Gemeinsam unternimmt das un-
gewöhnliche Duo Ausflüge, die 
sich für den überbehüteten und 
eingeengten Papst eigentlich 
nicht ziemen. Sie spazieren unter 
anderem durch die Vatikanischen 
Gärten und besichtigen Museen. 

Die Besuche der Katze und die 
Fragen, die sie stellt, bringen den 
Papst zunehmend zum Nachden-
ken, konfrontieren ihn mit sei-
nem Glauben, seiner Einsamkeit 
und seiner Traurigkeit. Mithilfe 
des charmanten und flauschigen 
Streuners besinnt er sich und er-
kennt, worin seine wahre Beru-
fung als Heiliger Vater liegt.

Flavio Insinna: Die Katze des Papstes. Kösel, 128 Seiten, ISBN: 978-
3-466-37304-8, 16 Euro. 

Möchten Sie das vorgestellte Buch gewinnen? Dann schreiben 
Sie mit dem Betreff „Die Katze des Papstes“ entweder per E-Mail an: 
verlosung@sovd.de oder per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer 
Straße 63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Oktober.

Foto: Wagner / Adobe Stock

Wer unleserlich schreibt, muss sich den Vorwurf gefallen lassen, das könne ja kein Schwein lesen. Was 
aber hat die Handschrift mit dem Borstentier zu tun? Die Antwort lautet schlicht und ergreifend: gar 
nichts! Zurück geht die Redensart auf eine Gelehrtenfamilie im damaligen Bauernstaat Dithmarschen.

Des Rätsels Lösung
Spiegeltrick mit Elefanten
(Ausgabe September, 
Seite 16)

Das Spiegelbild im Wasser 
gehörte zu Elefant Nummer 4.

Achtung, Dinosaurier!
(Fröhliche Fehlersuche, Seite 
16)

Die zehn Unterschiede haben 
wir im Bild rechts markiert.

Buchen sollst du suchen
(Denksport, Seite 17)

Haben Sie 
die Blätter 
den passenden 
Bäumen zuge-
ordnet? Hier 
die Lösung:

1. Buche,
2. Ahorn,
3. Birke,
4. Birnbaum,
5. Stieleiche,
6. Kastanie,
7. Linde,
8. Esche.

Foto:  Natasha / Adobe Stock
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Das Lösungswort zum Gewinnen eines weiteren, hier nicht abgebildeten Buchpreises bitte bis zum 15. Oktober einsenden an: 
SoVD, Redaktion, Stichwort: „Kreuzworträtsel“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin oder per E-Mail: kreuzwortraetsel@sovd.de. 

Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben!
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Mit spitzer Feder

Umdenken beim Thema Armut
Buchtipp

Der Handel deines Lebens
In einem Krankenhaus begegnet ein erfolgreicher, aber einsamer 

Mann einem mutigen kleinen Mädchen – mutig und klug genug, um 
zu wissen, dass Buntstifte nicht gegen den Krebs helfen. Das aber 
trotzdem weitermalt, um die Erwachsenen glücklich zu machen.

Dann bekommt der Mann die 
einzigartige Chance, das Schicksal 
des Mädchens für immer zu verän-
dern – zu einem hohen Preis. Soll 
er es wagen? Voller Selbstzweifel 
macht er sich auf zu seinem schon 
lange entfremdeten Sohn. Denn 
zwischen Bedauern angesichts der 
Vergangenheit und den Hoffnun-
gen für die Zukunft kann nur dieser 
ihm sagen, ob der Handel seines 
Lebens einen Sinn hat.

Fredrik Backman: Der Handel dei-
nes Lebens. Goldmann, 80 Seiten, 
ISBN: 978-3-442-31716-5, 18 Euro.

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie mit dem Betreff „Der Handel deines Lebens“ 
per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder aber mit dem gleichen 
Stichwort per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Oktober.
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Hohes, plötzliches Fieber, Hus-
ten, der in der Lunge schmerzt, 
Arme und Beine, die sich blei-
schwer anfühlen: Eine Grippe ist 
mehr als nur eine harmlose Erkäl-
tung. Zwar verläuft sie bei einem 
Teil der Infizierten gemäßigt, 
manchmal sogar ohne Sympto-
me. Doch gerade wer Vorerkran-
kungen hat, muss damit rechnen, 
dass ihn oder sie die Grippe rich-
tig erwischt. Schlimmstenfalls 
können sogar lebensgefährliche 
Komplikationen entstehen.

Eine Grippeinfektion sorgt für 
Schäden an den Schleimhäu-
ten des Nasen-Rachen-Raumes 
und der Lungen. Bakterien, wie 
etwa Pneumokokken, haben es 
dann leicht, in Schleimhäute und 
Blutkreislauf einzudringen. Sie 
können somit für weitere Infek-
tionen sorgen – etwa für eine 
schwere Lungenentzündung, die 

im Krankenhaus behandelt wer-
den muss. Das Risiko lässt sich 
jedoch mit der im Herbst emp-
fohlenen Impfung senken. Hierzu 
die wichtigsten Fragen und Ant-
worten.

Zunächst: Wer sollte sich gegen 
Grippe impfen lassen? Die Stän-
dige Impfkommission (STIKO) 
des Robert Koch-Institutes emp-
fiehlt die jährliche Grippeschutz-
impfung allen ab 60 Jahren. Denn 
im Alter wird das Immunsystem 
schwächer, was das Risiko für 
schwere Krankheitsverläufe 
erhöht. Laut RKI betreffen die 
meisten Todesfälle durch Influ-
enza diese Altersgruppe.  

Empfohlen wird die Impfung 
auch Schwangeren ab dem zwei-
ten Trimester. Liegt eine Vorer-
krankung vor, rät die STIKO schon 
im ersten Trimester dazu. 

Menschen mit bestimmten 

Vorerkrankungen sollten sich 
ebenfalls impfen lassen. Dazu 
zählen laut STIKO unter anderem 
Erkrankungen des Herzens, der 
Leber oder der Nieren, aber auch 
Diabetes, Immunschwächen oder 
neurologische Erkrankungen wie 
Multiple Sklerose.

Eine Schutzimpfung erhalten 
sollten überdies alle Menschen, 
die in Alters- oder Pflegeheimen 
leben, und alle, die im engen Kon-
takt mit Risikopersonen stehen. 
Ihre Impfung dient in diesem Fall 
vor allem auch dem Schutz der 
Risikopersonen. Dies gilt – ne-
ben dem eigenen Schutz – auch 
für Personen mit einem erhöhten 
beruflichen Risiko. Ein solches 
besteht, wenn man im medizi-
nischen Bereich arbeitet oder in 
einer Einrichtung mit viel Publi-
kumsverkehr. Auch wenn man zu 
keiner der genannten Gruppen 

gehört, kann es gute Gründe ge-
ben, sich impfen zu lassen. 

Die Impfung gilt laut RKI als 
gut verträglich. Selten gebe es 
schwere Allergien gegen einen 
Bestandteil der Impfstoffe. Das 
betreffe vor allem Menschen, die 
eine schwere Allergie gegenüber 
Hühnereiweiß haben, das in Spu-
ren im Impfstoff enthalten sein 
kann. Wissen Arzt oder Ärztin 
von der Allergie, können er oder 

Mit Blick auf den bevorstehenden Herbst und Winter rufen Hausärzt*innen Risikogruppen, darun-
ter Menschen ab 60 Jahren, zur Grippeschutzimpfung auf. Die in Australien bereits beendete Saison 
deute darauf hin, dass auch hierzulande mit einer zumindest deutlich spürbaren Welle zu rechnen 
sei, heißt es. Die Impfung sei die wichtigste Maßnahme gegen die Erkrankung, auch wenn sie keinen 
hundertprozentigen Schutz vor einer Infektion biete, schreibt das Robert Koch-Institut (RKI). Steckt 
man sich geimpft dennoch an, ist der Verlauf in der Regel milder.

Hausärzt*innen rufen zur Grippeimpfung auf
Nächste Welle steht bevor – Impfempfehlung weiterhin für Personen über 60 und vorerkrankte Personen 

Grippe ist mehr als ein Schnupfen, eine Impfung kann davor schützen.
Foto: anatoliycherkas / Adobe Stock

sie auf einen anderen Impfstoff 
ausweichen. Bei akuten Infekten 
mit mindestens 38,5 Grad Fieber 
muss die Grippeschutzimpfung 
verschoben werden. 

Und wer impft? Den Piks gibt es 
in der Hausarztpraxis, aber zum 
Beispiel auch bei Kinderärzt*innen 
oder Gynäkolog*innen. Seit 2022 
dürfen Apotheken ebenfalls Grip-
peschutzimpfungen anbieten. 

 dpa / veo 
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Gleich QR-Code 

scannen und 

anmelden!

Wechseln Sie zum E-Paper!
Seit zwei Jahren können sich Mitglieder für den Wechsel zur digi-
talen SoVD-Zeitung entscheiden. Viele haben dies bereits getan 
und erhalten ihre Mitgliederzeitung schnell und bequem auf ihr 
Tablet oder Smartphone. Sie schonen dabei auch unsere Umwelt.  
Ihr Vorteil: Als E-Paper ist die SoVD-Zeitung schneller bei Ihnen als im 
Postversand. Zudem enthält das E-Paper alle Landesbeilagen sowie  
weiterführende Links und Videos in Artikeln.

Foto: Farknot Architect / Adobe Stock

Name

E-Mail

Mitgliedsnummer

Ich möchte in Zukunft die SoVD-Zeitung digital als E-Paper erhalten.

Vorname

Telefon

Unterschrift

Gerne können Sie sich auch direkt über die Website ummelden: www.sovd.de/e-paper 

✂Sie können sich auch per Post anmelden. 
Schicken Sie das ausgefüllte Formular an: 
Sozialverband Deutschland
Abteilung Redaktion
Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

Der kürzeste Weg zur Anmeldung geht über 
das Smartphone. Einfach den QR-Code-
Scanner öffnen und über den Code 
halten. Es erscheint ein Link, den 
Sie antippen können. Wenn auf 
Ihrem Gerät kein Scanner 
installiert ist, finden Sie 
einen im AppStore oder 
bei Google Play.

IHRE ZEITUNG ALS E-PAPER
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